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 NRW muss funktionieren: Gegen Platznot und Neuversiegelung: Flächenre-

cycling bereitet den Boden für Wirtschaftswachstum und neue Jobs 

Antrag der 
Fraktion der SPD 
Drucksache 18/14724 

– Anhörung von Sachverständigen (siehe Anlage) 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Sehr geehrte Damen und Herren! Ich begrüße Sie 
herzlich zur 75. Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Natur, Verbraucherschutz, 
Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume und damit zur heutigen Anhörung von 
Sachverständigen. Ich begrüße insbesondere die Sachverständigen. Vielen Dank 
auch für die Stellungnahmen, die Sie uns zur Verfügung gestellt haben.  

Im Hinblick auf den begrenzten Zeitrahmen ist es in diesem Ausschuss Tradition, auf 
Eingangsstatement der Sachverständigen zu verzichten. Pro Fragerunde kann jede 
Fraktion je eine Frage an einen Experten oder eine Expertin richten. Anschließend 
haben die Angesprochenen je drei Minuten Zeit, darauf zu antworten. Wenn Sie damit 
einverstanden sind, eröffne ich die erste Fragerunde und schaue zur SPD-Fraktion. – 
René Schneider, bitte sehr. 

René Schneider (SPD): Vielen Dank. – Frau Vorsitzende! Auch vonseiten der SPD-
Landtagsfraktion vielen Dank an die anwesenden Sachverständigen dafür, dass sie 
uns ihre Expertise in den kommenden Stunden zur Verfügung stellen.  

Herr Dr. Arnz, Sie vertreten heute den AAV. Dieser ist für uns einer der zentralen 
Player bei dem Thema, das wir in dem Antrag formuliert haben. Es geht darum, mit 
Flächenrecycling gegen Neuversiegelung und Platznot vorzugehen. Sie haben es in 
Ihrer Stellungnahme ausgeführt: Seit der Gründung des AAV 1988 haben Sie – das 
schreiben Sie in Ihrer Stellungnahme – 87 Projekte mit insgesamt 647 ha Fläche rea-
lisiert. Das klingt erst einmal nicht nach so furchtbar viel. 

Selbst wenn wir in Zukunft dieselbe Zahl an Projekten pro Jahr schaffen würden – im 
Jahr, nicht über Jahrzehnte hinweg –, bräuchten wir 115 Jahre, um alle uns aktuell 
bekannten Flächen zu recyceln. Das ist eine sehr holzschnittartige Zusammenfassung 
der Zahlen. Sie merken aber, warum wir als SPD uns Gedanken darüber machen, wie 
man das beschleunigen kann. Unser Vorschlag lautet, mehr Partner mit an Bord zu 
nehmen, die dann an diesem großen Thema arbeiten, vielleicht auch mit unterschied-
lichen Expertisen und mit einem jeweils unterschiedlichem Fokus auf die Fläche. 

Zudem schlagen wir vor, mehr Geld hineinzugeben, weil uns dies ein zentraler Punkt 
zu sein scheint. Der Sachverständige Professor Beck schreibt, es brauche im kom-
menden Jahrzehnt eigentlich 73 Millionen Euro. Herr Dr. Arnz, Sie sind schon lange 
dabei, auch Ihr Verband ist es. Wie lauten Ihre Vorschläge zur Beschleunigung des 
Ganzen? Darum muss es meines Erachtens gehen, wenn wir die grüne Wiese schützen 
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und brachliegende Flächen beispielsweise für Kitas, Arbeitsplätze und Wohnbau wie-
derverwenden wollen.  

Dr. Roland Arnz (AAV – Verband für Flächenrecycling und Altlastensanierung): 
Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! Erst einmal vielen Dank dafür, 
dass ich heute hier sein darf. Herr Schneider, Ihre Eingangsfrage war schon sehr 
grundsätzlich. Wir als AAV stehen aufgrund unserer Erfahrung – Sie sagten es soeben – 
und unserer guten Kenntnisse in NRW bereit, um mehr zu machen. Dieses Signal kann 
ich auf jeden Fall gerne geben.  

Ich halte es auch für möglich, wobei wir in der Praxis des Flächenrecyclings in den Pro-
jekten immer sehr genau auf den Einzelfall abheben. Die Verfügbarkeit der Flächen – 
dies hatte ich in meiner Stellungnahme angerissen – ist ganz wesentlich, weil es in 
NRW sicherlich viele potenzielle Brachflächen gibt. Es hängt jedoch vom Einzelfall ab, 
ob diese so schnell entwickelt werden können, wie das wünschenswert wäre.  

Wenn Flächen sich etwa im privaten Eigentum befinden, müssen Sie erst einmal die 
Eigentümer davon überzeugen, entweder zu verkaufen oder sich selbst aktiv an der 
Entwicklung zu beteiligen. Häufig gibt es große Meinungsunterschiede über den Wert 
einer Fläche. Ein anderer Punkt betrifft die Altlastenthematik, in der wir auch zu Hause 
sind. Es muss klar sein, welche Maßnahmen nötig sind und welche Art der Folgenutzung 
zu betrachten ist.  

Ich komme zu Ihrer Frage insgesamt zurück. Mit dem AAV und dem Modell Bau.Land.Leben 
bzw. Bau.Land.Partner stehen den Kommunen hier in NRW schon gute Instrumente 
zur Verfügung. Meiner Meinung nach sollte man eher diese nutzen und ausbauen, als 
etwas Neues zu schaffen.  

Dr. Volkhard Wille (GRÜNE): Auch von meiner Fraktion ganz herzlichen Dank an die 
Expert*innen dafür, dass sie hier für unsere Fragen zu den Stellungnahmen zur Ver-
fügung stehen. Ich stelle eingangs eine Definitionsfrage: Was ist eine Brachfläche? Als 
ich die Stellungnahmen gelesen habe, ist mir deutlich geworden, dass wir vielleicht 
nicht immer über genau das Gleiche sprechen, weil dabei manchmal sehr mit den 
Werten hantiert wird. Die Frage, nach welcher Definition Flächen als Brachflächen gel-
ten, richtet sich zuerst an die Vertreterin bzw. den Vertreter des BUND.  

Aus dem Vertragsnaturschutz kenne ich es so, dass Landwirte eine Fläche für ein, 
zwei Jahre stilllegen und diese dann eine Brachfläche ist. Wir reden hier aber zum 
Beispiel über Gewerbegebiete oder alte Kraftwerksstandorte. Das ist sicherlich etwas 
anderes. Es stellt sich auch bei den verschiedenen behördlichen Erfassungen die 
Frage: Gibt es eine eindeutige Definition? Wie schätzt der BUND das ein, und wie 
verwendet er selbst diesen Begriff?  

Simone von Kampen (BUND NRW): Auch von unserer Seite vielen Dank für die Ein-
ladung. Wir freuen uns, dass wir uns heute einbringen können. Zu dem Thema „Brach-
flächen“. Wie Sie zu Recht sagen, gibt es Brachflächen der Landwirtschaft im Außen-
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bereich. Dabei handelt es sich jedoch um ein eigenes Förderregime, bei dem es darum 
geht, wie man solche Brachflächen wirtschaftlich gestalten und nutzbar machen kann. 

Die Brachflächen, um die es heute geht, befinden sich weitestgehend in einem bebau-
ten Zusammenhang. Es sind innerstädtische Flächen oder eben auch Gewerbege-
biete, die angrenzend sein können. Bei unserem Thema heute geht es vor allem um 
vorbelastete Flächen. Sie sind nicht nur praktisch aus der Nutzung gefallen, sondern 
dort werden Vorbelastungen bzw. Altlasten vorgefunden. 

Bianca Winkelmann (CDU): Im Namen der CDU-Fraktion erst einmal ganz herzlichen 
Dank dafür, dass Sie sich dazu bereit erklärt haben, uns heute Morgen Rede und Ant-
wort zu stehen und wir uns zu dem Thema austauschen können. Vielen Dank dafür, 
dass Sie sich auf den Weg gemacht haben.  

Meine erste Frage richtet sich auch an Herrn Dr. Arnz. Der Kollege Schneider ist schon 
ziemlich tief eingestiegen. Das haben Sie vorhin auch gesagt. Ich würde es mit Blick 
auf den AAV vielleicht ein bisschen allgemeiner halten: Könnten Sie ganz allgemein 
darauf eingehen, welche fachlichen, organisatorischen, finanziellen und vor allem auch 
kommunikativen Aspekte der Flächenaufbereitung Ihr Verband als Maßnahmenträger 
steuert und koordiniert?  

Dr. Roland Arnz (AAV – Verband für Flächenrecycling und Altlastensanierung): 
Frau Winkelmann, das mache ich gerne. Ich kann kurz skizzieren, wie wir unsere Pro-
jekte bearbeiten. Ihre Punkte werden dadurch meiner Meinung nach quasi automatisch 
beantwortet. Wir haben drei Phasen, erst einmal die Anmeldung und die Aufnahme 
von Projekten in unseren Maßnahmenplan. In der zweiten Phase führen wir gemäß 
den Richtlinien des Bundesbodenschutzgesetzes eine Sanierungsuntersuchung und 
die Sanierungsplanung durch. In der dritten Phase kommt es dann zu der eigentlichen 
Sanierung und Aufbereitung der Flächen, also zu der Sanierungsmaßnahme.  

In all diesen Stufen – das fängt bei der Anmeldung an – geht es immer darum, Gut-
achten zu beauftragen und zu bewerten. Darin liegt eine unserer großen fachlichen 
Kompetenzen aufgrund unserer Erfahrung: Wir können wirklich einschätzen, was mit 
einer solchen Fläche los ist, mit welchen Risiken sie verbunden ist und was das auch 
für die Kommune heißt, also: Welche Planungen sind auf einer solchen Fläche auch 
unter Wichtung einer verhältnismäßigen Aufbereitung möglich? Wir haben zudem sehr 
viel Erfahrung bezüglich der aktuellen Marktpreise und Kosten.  

Schon in der ersten Phase sind wir in der engen Kommunikation mit den Kommunen, 
die ja auch unsere Projektpartner sind. Wenn wir die Maßnahmen durchführen, schlie-
ßen wir öffentlich-rechtliche Verträge mit den Kommunen ab, die Grundstücke bleiben 
jedoch in deren Eigentum. Wir pflegen über die gesamte Projektlaufzeit einen engen 
Austausch sowohl auf der fachlichen Ebene, also mit den Fachbehörden, in diesem Fall 
mit den unteren Bodenschutzbehörden, als auch zum Beispiel mit den Planungsämtern. 

Wir fungieren in den Projekten als Auftraggeber. In der Phase der Sanierungsuntersu-
chung und Planung beauftragen wir im Wesentlichen Ingenieurbüros oder Fachplaner, 
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zum Beispiel im Bereich „Natur- und Artenschutz“. Wir kümmern uns unter anderem 
um Kampfmittel bzw. Kampfmittelauskünfte. In der dritten Phase, wenn die Sanie-
rungsmaßnahme stattfindet, geht es im Wesentlichen um die Beauftragung von Bau-
firmen, weil dann die eigentlichen Baumaßnahmen durchgeführt werden. Wir sagen 
immer so ein bisschen plakativ: Am Ende der Projekte wird bei uns gebaggert. Dies erfor-
dert jedoch sehr viel Vorbereitung und einen langen Vorlauf, währenddessen wir immer 
in einem sehr engen Austausch mit allen Betroffenen stehen.  

Das mit den Partnern der Kommunen habe ich angesprochen, aber wir kommunizieren 
auch sehr offen und sehr proaktiv in die Öffentlichkeit, weil insbesondere von den Auf-
bereitungsmaßnahmen immer auch Anwohner betroffen sind. Es ist Teil der Planung, 
deren Schutz zum Beispiel durch emissionsmindernde Maßnahmen sicherzustellen. 
All diese Schritte – wir erstellen Pressemitteilungen und führen Bürgerinformationen 
durch – sind der andere ganz wesentliche Teil der Kommunikation, die wir in unseren 
Projekten durchführen.  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Herr Dr. Arnz, würden Sie langsam zum Ende kommen? 

Dr. Roland Arnz (AAV – Verband für Flächenrecycling und Altlastensanierung): 
Ich wurde noch nach dem Organisatorischen gefragt. Dazu gehören die komplette 
Steuerung, die Durchführung und alle Vergabeverfahren in den Projekten. Wir machen 
das komplett. Finanziell ist der AAV in der Lage, in den Projekten 80 % der Kosten für 
die Kommunen zu übernehmen, 20 % bleibt kommunaler Anteil. Also es ist für die 
Kommunen ein Rundumpaket.  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Jetzt muss ich Sie wirklich bitten. – Frau Winkelmann, 
würde Sie die Frage vielleicht noch einmal stellen, sodass Herr Dr. Arnz dafür gleich 
noch einmal mehr Zeit hat? 

Bianca Winkelmann (CDU): Das können wir machen. 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Vielen Dank. – Herr Brockes von der FDP-Fraktion, bitte.  

Dietmar Brockes (FDP): Vielen Dank. – Frau Vorsitzende! Auch von unserer Seite 
einen herzlichen Dank an die Sachverständigen dafür, dass sie uns heute hier zur 
Verfügung stehen und für die Stellungnahmen, die uns schon weitergeholfen haben. 
Ich würde gerne bei Herrn Dr. Arnz weitermachen.  

Es geht in eine ähnliche Richtung. Vielleicht können Sie die Punkte, zu denen Sie aus 
Zeitgründen nicht ausführen konnten, noch anschließen. Der Antrag erweckt den Ein-
druck, Flächenrecycling lasse sich durch neue Strukturen und politische Vorgaben 
deutlich beschleunigen. Wo liegen Ihrer praktischen Erfahrung nach, unabhängig vom 
politischen Willen die realen zeitlichen und technischen Grenzen bei der Altlastensa-
nierung und dem Flächenrecycling? Teilen Sie die Einschätzung, dass viele Sanie-
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rungen nicht primär an der fehlenden Koordination, sondern an aufwendigen Untersu-
chungen, begrenzten Fachkapazitäten und wirtschaftlicher Unrentabilität scheitern?  

Dr. Roland Arnz (AAV – Verband für Flächenrecycling und Altlastensanierung): 
Herr Brockes, ich versuche, Ihre Fragen einmal von hinten nach vorne zu beantworten. 
Wir stellen eine Art Förderinstrument des Landes für Brachflächen und Flächenrecyc-
ling dar. Die Flächen, die wir aufbereiten, sind im Besitz der Kommunen und gehen 
nach unserer Arbeit in eine neue Nutzung über. Das kann Wohnen oder Gewerbe sein, 
es gibt aber sogar Flächen, die der Natur zurückgegeben werden. Es sind fast aus-
schließlich Flächen, die mit geringen bis mittleren, aber häufig auch starken Altlasten-
problemen behaftet sind. Deswegen lassen sich solche Flächen normalerweise gar 
nicht wirtschaftlich aufbereiten. 

Wir sind in einem Segment unterwegs, in dem es aufgrund der Art der Flächen per se 
eigentlich nicht möglich ist, diese im freien Markt zu entwickeln. Auch das mag es ge-
ben, aber wahrscheinlich am ehesten in hochpreisigen Regionen und wenn sehr hoch-
preisige Folgenutzungen realisiert werden, was vielleicht nicht immer im Interesse des 
Landes ist. Vom Prinzip her kümmert sich der AAV immer um Flächen, die gefördert wer-
den müssen. Der AAV kann den Kommunen damit eine wichtige Hilfestellung geben.  

Sie hatten nach weiteren Hemmnissen bzw. der normalen Art der Durchführung ge-
fragt. Die eigentliche Aufbereitung, also diese Sanierungsmaßnahmen am Ende, sind 
zeitlich betrachtet der kleinere Teil. Wir reden da vielleicht über ein Jahr. Dann ist eine 
solche Fläche aufbereitet.  

Der gesamte Prozess umfasst unter anderem die Anmeldung, die Abstimmungen, die 
Planungen und die Sanierungsuntersuchungen. Wir führen immer eine Sanierungs-
planung nach Bundesbodenschutzgesetz durch, die alle Genehmigungen, also unter 
anderem Abfallrecht, Wasserrecht und Arbeitssicherheit, bündelt. Dies alles dauert je 
nach Art der Fläche und je nachdem, wie gut man mit der Kommune bei deren Pla-
nungs- und Entscheidungsprozessen zusammenarbeitet, mehrere Jahre. Wenn ein 
Projekt bei uns gut läuft, reden wir über circa fünf Jahre für den gesamten Prozess, 
und wir steigen relativ früh ein.  

Solche Projekte können manchmal auch länger dauern. Diese Zeit ist meiner Meinung 
nach einfach notwendig, um so etwas vernünftig vorzubereiten und eine Qualität zu 
schaffen. Der Anspruch lautet, gesunde Wohn- und Arbeitsbedingungen auf diesen 
Flächen zu erreichen, damit die Folgenutzung ohne Probleme – auch nach der Nut-
zung – oder Risiken erfolgen kann.  

Zacharias Schalley (AfD): Auch unsererseits vielen Dank dafür, dass Sie uns heute 
mit Ihrer Expertise zur Verfügung stehen. – Ich würde Herrn Dr. Arnz gern zu einem ähn-
lichen Themenfeld befragen. Wir haben viel über den Ablauf und die Maßnahmen ge-
sprochen. Ich hätte eine Frage zum Thema „Personal“. Welche und wie viele Leute 
braucht man denn bei Ihnen im AAV und aufseiten der Kommunen und Planungsbehör-
den, um ein solches Projekt zu realisieren? Wie ist die Personalsituation? Gibt es genug?  
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Dr. Roland Arnz (AAV – Verband für Flächenrecycling und Altlastensanierung): 
Also wir haben drei Bereiche, einen kaufmännischen, einen juristischen und einen 
technischen. Vielen Dank für die Frage, die vermutlich am ehesten in Richtung des 
technischen Bereiches zielt. Diese Arbeit wird überwiegend von Geowissenschaftlern, 
also Naturwissenschaftlern, übernommen. Wir haben auch einzelne Ingenieure und 
Chemiker sowie einen Spezialisten für Verfahrenstechnik.  

Unsere juristische Expertise in diesem Bereich sollte jedoch nicht unterschätzt werden, 
weil auch das Bundesbodenschutzrecht und die dazugehörigen Fragestellungen in un-
seren Projekten immer eine wesentliche Rolle spielen. Es geht also um diese Kombi-
nation aus Naturwissenschaft und Recht.  

Auch auf der kommunalen Seite übernehmen, etwa bei den unteren Bodenschutzbehör-
den, im Wesentlichen Naturwissenschaftler, also Geowissenschaftler oder Umweltingeni-
eure sowie sicherlich viele Planer den fachlichen Teil. In diesem Gebiet bin ich nicht so 
firm, nehme aber an, dass eine Qualifikation in der Stadt- und Raumplanung die richtige 
ist, um die planerischen Aspekte bzw. die der Entwicklung der Flächen zu bearbeiten.  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Vielen Dank. – Wir kommen zur zweiten Fragerunde. 
Sie beginnt wieder mit der SPD-Fraktion. Bitte sehr.  

Ralf Stoltze (SPD): Vielen Dank. – Frau Vorsitzende! – Professor Beck, bei der Erfas-
sung geht es auch immer um die Verfügbarkeit. Der Antrag enthält daher ausführliche 
Erläuterungen zum Flächenfonds und zur Einführung eines digitalen Flächenpasses. 
Vielleicht könnten Sie ausführen, welche organisatorischen und strukturellen Heraus-
forderungen Sie bei der Einführung des digitalen Flächenpasses sehen und wie ein 
solcher Flächenpass aus Ihrer Sicht gestaltet werden sollte.  

Prof. Dr. Rasmus C. Beck (Duisburg Business & Innovation): Sehr gerne. Ich möchte 
kurz ergänzen, dass die Frage der Flächenverfügbarkeit sich in den Diskussionen sehr 
oft auf die planerische Verfügbarkeit von Flächen bezieht. Eine planerisch gesicherte 
Fläche ist theoretisch für eine Nutzbarmachung auch im gewerblichen Kontext vorge-
sehen. Dies heißt jedoch noch nicht, dass sie perspektivisch zur Verfügung steht.  

Gerade die alten Industrieflächen in den Ballungsgebieten, sprich: die vorgenutzten 
Flächen, sind planerisch gesichert, aber unter anderem bei einer Betriebsaufgabe erst 
einmal mit einem neuem Planungsrecht zu hinterlegen. Wenn es dieses gibt, ist die 
Frage der Altlasten damit natürlich noch überhaupt nicht geklärt.  

Mögliche Restriktionen auf einer Fläche sind Altlasten oder auch die Nichtverkaufsbe-
reitschaft des Eigentümers. Es kann auch sein, dass es keine gängige Erschließung 
gibt: Auf der Fläche geht also zwar etwas, aber die LKWs könnten dort zum Beispiel 
nicht hin- und herfahren, weil sie ein Wohngebiet durchqueren müssten. 

All diese Fragen sind bei jeder einzelnen Fläche zu begutachten und machen das 
Thema zu einem sehr einzelfallspezifischen. Das heißt mit Blick auf Ihre Frage: Mit 
einem digitalen Flächenpass ist zwar die Transparenz in den Regionalplänen vorhanden: 
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Was ist das planerisch gesicherte Flächenpotenzial? Es bleibt aber vollkommen in-
transparent, über welche Flächen wir dabei genau sprechen.  

In welcher Eigentümerstruktur befinden sie sich? Wie sieht es mit der Erschließung 
aus, wie kann man auch nach einer Betriebsaufgabe davon ausgehen, dass es zum 
Beispiel ein entsprechendes GE- oder GI-Nutzungsrecht gibt? Wie lange wird das dau-
ern? Wie hoch ist der finanzielle Aufwand für die Altlastensanierung? Herr Dr. Arnz hat 
es schon gesagt: Gerade dieser Teil ist oft sehr zeitaufwendig und muss mit viel Ex-
pertise hinterlegt werden, damit er überhaupt geklärt werden kann.  

Die Idee hinter dem digitalen Flächenpass ist, dass die Zeitabläufe für diese Vorprü-
fung verkürzt werden können, indem wesentlichste Daten, die überall vorhanden sind, 
zusammengefasst und dadurch transparent gemacht werden. Unter anderem können 
Bodengutachten, Grundbuchstatus, Baugrundklasse, Altlastenhistorie relativ leicht 
geclustert werden. Daraus ließen sich aus einer politischen Perspektive heraus auch 
Prioritäten ableiten: Wie und in welcher Reihenfolge können Flächen in den verschie-
denen Teilen von Nordrhein-Westfalen entwickelt werden, insbesondere wenn öffent-
liches Geld gebraucht wird, um sie wieder flott zu machen?  

Dr. Volkhard Wille (GRÜNE): Ich hätte eine weitere Frage an die Vertreter des BUND. 
Sie sprechen sich in Ihrer Stellungnahme für eine deutliche Steigerung der Förderung 
der Mittel des AAV aus. Das ist hier im Hause wohl auch weitgehend Konsens, soweit 
ich das verfolgt habe. Im laufenden Haushalt 2026 ist diesbezüglich ein kleiner Schritt 
gemacht worden, und es sollen weitere folgen.  

Sie haben jedoch auch ausgeführt, dass die Verantwortung für die Sanierung von Flä-
chen gemäß dem Verursacherprinzip zuallererst bei den Unternehmen liegen solle, 
die dafür verantwortlich und stärker heranzuziehen seien. Dies ist bei Altlasten oft ein 
sehr schwieriges Thema. In der Stellungnahme ist die unternehmerische Sanierungs-
pflicht angesprochen. Wo sehen Sie Verbesserungsmöglichkeiten bei der rechtlichen 
Ausgestaltung, um das sehr konkret auf die Umsetzungsebene zu bekommen? 

Dr. Thomas Krämerkämper (BUND NRW): Die Frage nach der Sanierungspflicht ist 
sehr komplex. Es wird aufgrund verschiedenster Hemmnisse nicht saniert; die wirt-
schaftlichen sind schon genannt worden. Die Priorität ist klar: Der Verursacher, also 
das früher nutzende Unternehmen, das auch die Profite aus der Fläche gezogen hat, 
muss in der Pflicht bleiben und sollte den wesentlichen Beitrag zur Sanierung leisten.  

Jetzt dürfen aber auch wir als BUND nicht verkennen, dass gerade in vielen NRW-
Flächen die Ursachen für Bodenschäden nicht nur im privaten Wirtschaften liegen, 
sondern Kriegsaltlasten dazukommen, also Bombenschäden, die eine allgemeinere 
Verantwortungskomponente beinhalten. Daher finden wir es gut, dass mit dem AAV 
eine gesamtgesellschaftliche Finanzierungsverantwortung für die Sanierung solcher 
Flächen übernommen wird. Das muss bleiben und gestärkt werden. 

Wirtschaftlich ist ein Brownfield in der Regel aufwendiger zu sanieren und bringt zu-
gleich technisch gesehen eine geringere Wertsteigerung mit sich, weil es oft schon mit 
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einem gewissen Bodenwert in den Büchern steht, während es bei Ackerflächen oder 
Wiesenflächen einen höheren Hebel gibt, der solche Flächen attraktiver macht. Um 
trotzdem in die Sanierung reinzukommen, braucht es mehr Leistung der öffentlichen 
Hand. Dazu sehen wir keine Alternative.  

Es ist rechtlich schwer zu erzwingen, wenn es keine Altsanierungspflichten gibt. Letz-
tere sind oft in ehemaligen Genehmigungen verborgen und werden von den Kommu-
nen nicht wirklich ernsthaft verfolgt, weil sie die Auseinandersetzung scheuen. Das 
wird dann oft auf die lange Bank geschoben. Man schenkt es nicht komplett ab, aber 
es wird einfach über viele, viele Jahre nicht angegangen. Seitens der Kommunen sollte 
man mehr Druck ausüben, um Folgenutzungen tatsächlich wieder zu ermöglichen. 

Wir kennen das: Oft werden die Flächen dann als Lagerplätze genutzt, durchaus auch 
für belastete Böden. Es gibt zwar Verpflichtungen, diese Böden zeitnah wieder abzu-
fahren, aber es wird dann zum Beispiel seitens der aufsichtführenden Kommune nicht 
durchgegriffen.  

Die andere Sanierungspflicht wird, weil wir grundgesetzlich nicht an das Eigentums-
recht herankommen, nur über die öffentliche Hand zu bewerkstelligen sein. Dies kann 
ich mir nur über das vorgeschlagene Instrument des Flächenfonds vorstellen, welches 
wir sehr begrüßen würden. So könnten seitens des Landes regelmäßig bestimmte 
Kontingente ausgeschrieben werden, und Eigentümer von Brachstandorten dürften 
sich darauf mit ihrer Fläche bewerben. Es wäre also eine Form der Ausschreibung. 
Man kann dann diejenigen anpacken, die von der öffentlichen Hand am günstigsten 
zu erwerben sind, und in die Sanierung dort einsteigen. 

Dann muss der öffentlichen Hand aber auch eine Sanierungspflicht auferlegt werden. 
Ein solcher Fonds macht aus unserer Sicht ohne eine Verpflichtung, die Flächen auch 
anzufassen, also nur als Parkhaus, keinen Sinn.  

Diese beiden Hebel sehen wir bei der Sanierungspflicht, nämlich einerseits auf Altan-
sprüche zuzugreifen und diese durchzusetzen und andererseits eine Sanierungspflicht 
seitens der öffentlichen Hand über einen Wechsel der Eigentümerschaft umzusetzen.  

Dr. Christian Untrieser (CDU): Herr Dr. Arnz, ich lese im SPD-Antrag, dass gefordert 
wird, andere Verbände ergänzend zum AAV – so steht es da – mit den entsprechen-
den Befugnissen zur Flächenwiederherstellung auszustatten. Kennen Sie denn an-
dere Verbände oder andere Player im Markt, die so etwas machen könnten oder ist 
das eher ein Alleinstellungsmerkmal Ihrerseits?  

Würden Sie es sich wünschen, dass es einen anderen gibt, etwa im dem Sinne, dass 
Konkurrenz das Geschäft belebt? Oder sagen Sie: „Na ja, das ist bei uns ganz gut auf-
gehoben, und wir kämpfen wegen des Fachkräftemangels ohnehin um die besten Leute.“?  

Dr. Roland Arnz (AAV – Verband für Flächenrecycling und Altlastensanierung): 
Wir haben als AAV in NRW und eigentlich sogar auf Bundesebene ein Alleinstellungs-
merkmal. In NRW gilt dies mit Sicherheit, aber auch auf Bundesebene – da verfügen 
wir über ganz gute Drähte und Netzwerke – kenne ich keine vergleichbare Institution, 
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die genauso wie wir in der Lage wäre, und zwar aufgrund der Expertise, unserer Er-
fahrungen und der Mittel, die Kommunen beim Flächenrecycling zu unterstützen. Des-
wegen kann ich die Frage, ob ich konkret jemanden kenne, verneinen. Wir haben da-
bei definitiv ein Alleinstellungsmerkmal.  

Ich sehe diesen Punkt auch kritisch. Ich kann das Interesse daran, dass mehr gemacht 
wird, zwar verstehen, aber man muss überlegen, dass man vonseiten der Landesre-
gierung gegenüber den Kommunen eine klare Linie dazu vertreten sollte, welche In-
strumente für welche Aufgaben zur Verfügung stehen. Die Kommunen sind unserer 
Einschätzung nach die wesentlichen Player, weil die Entwicklung dieser Flächen dort 
stattfinden. Wenn jetzt ein neues oder ein zusätzliches Instrument geschaffen werden 
sollte, wie es in dem Antrag zumindest angesprochen wurde, dann würde das Zeit 
kosten und Bürokratie sowie eine gewisse Verwässerung mit sich bringen. Sie selbst 
haben das Thema angerissen, dass man möglicherweise um die besten Köpfe kämpft. 

Ich kann mir schwer vorstellen, dass das gegenüber der Möglichkeit, die bestehenden 
Instrumente des Landes, so wie wir eines sind – es gibt wie gesagt auch noch eine 
Unterstützungsmöglichkeit über Bau.Land.Leben und Bau.Land.Partner –, weiter aus-
zubauen und zu stärken, wirklich einen Fortschritt brächte. Den Ausbau und die Stär-
kung der bestehenden Instrumente halte ich für deutlich zielführender.  

Dietmar Brockes (FDP): Herr Dr. Arnz, der Antrag ist eng auf Brachflächen und starre 
Steuerungsziele fokussiert. Teilen Sie die Einschätzung, dass eine starre Obergrenze 
beim Flächenverbrauch und ein pauschales Brownfield-First-Prinzip in bestimmten Si-
tuationen notwendige Zukunftsprojekte blockieren könnte?  

Dr. Roland Arnz (AAV – Verband für Flächenrecycling und Altlastensanierung): 
Meinen Sie, dass man dann keine Möglichkeit mehr hat, auf die grüne Wiese auszu-
weichen?  

(Dietmar Brockes [FDP] signalisiert Zustimmung.) 

– Auch das ist keine ganz einfach zu beantwortende Frage. Es muss das Ziel sein, 
möglichst wenig Flächen zu verbrauchen und auch auf solche zu gehen, die aufgrund 
der Vornutzung schon einen solchen Vorauscharakter haben. Ich persönlich meine, 
dass es im Einzelfall sicherlich sehr berechtigte Interessen von Kommunen gibt, dar-
über hinaus auch einmal andere Flächen in Anspruch zu nehmen. Das könnte viel-
leicht ein Einzelfall sein, den man dann aus wirklich gut begründeter, planerischer Sicht 
auch freigeben könnte.  

Nach unserer persönlichen Erfahrung mit den Projekten bzw. den Kommunen in Nord-
rhein-Westfalen haben die Städte und Gemeinden schon jetzt einen großen Willen, 
ihre Brachflächen zu entwickeln. Dieses Thema ist auf kommunaler Ebene angekom-
men und genießt große Akzeptanz.  

Normalerweise handelt es sich auch um Flächen mit einer großen Entwicklungsper-
spektive, weil sie eine gute Infrastruktur aufweisen, innenstadtnah liegen und häufig eine 
Art „Schandfleck“ darstellen. Sie versuchen also sowieso erst einmal, auf die Brachflächen 
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zu gehen. Wenn dann noch etwas übrig bleibt, müsste im Einzelfall überlegt werden, 
ob gegebenenfalls noch andere Flächen in Anspruch genommen werden können.  

Es gibt riesige regionale Unterschiede, aber auch in ländlichen Regionen finden sich 
Brachflächen. Es geht eben nicht nur um industrielle Ballungsräume, sondern wir ha-
ben auch – ich hatte Ihnen mit den Unterlagen die aktuelle Projektkarte zur Verfügung 
gestellt – in ländlichen Gebieten durchaus sehr interessante Brachflächen, wie zum 
Beispiel die Spanplattenfabriken im Münsterland, die dann auch schnell einige Hektar 
groß sind und für eine interessante Neuentwicklung zur Verfügung stehen. Das ist also 
unserer Erfahrung nach kein reines Thema des Ruhrgebiets oder des Rheinlands.  

Zacharias Schalley (AfD): Herr Dr. Krämerkämper sagte soeben, dass in vielen Kom-
munen noch Sanierungspflichten schlummerten, die von diesen nicht durchgesetzt 
würden. Ich hoffe, dass Professor Beck oder Herr Dr. Arnz, ihre diesbezüglichen Er-
fahrungen schildern können. Ist es ein großer Anteil an den Flächen? Könnten Sie 
ausführen, woran es hapert, dass die Kommunen das nicht durchsetzen.  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Lieber Herr Schalley, suchen Sie bitte einen von bei-
den aus.  

Zacharias Schalley (AfD): Ich würde gern Herrn Dr. Arnz fragen.  

Dr. Roland Arnz (AAV – Verband für Flächenrecycling und Altlastensanierung): 
Da muss man tief ins Bodenschutzrecht und auch ins Emissionsschutzrecht schauen. 
Im Bundesbodenschutzgesetz und auch in der Bundesbodenschutzverordnung finden 
sich klare Anleitungen, Prüfwerte und teilweise Maßnahmenschwellenwerte, also Kri-
terien, nach denen die zuständigen Bodenschutzbehörden Maßnahmen von den Sa-
nierungspflichtigen verlangen können. Es kann zum Beispiel sein, dass eine Grund-
wassersanierung durchgeführt werden muss. Das wäre ein typisches Beispiel der 
Handhabung einer Altlastenthematik bei laufendem Betrieb.  

Wenn ein Betrieb aufhört, also wenn er entweder seine Tätigkeit freiwillig aufgibt oder 
in Insolvenz geht, dann greifen nach meinem Kenntnisstand neben dem, was ich ge-
rade gesagt habe, also dass das Grundwasser zum Beispiel noch weiterhin saniert 
werden muss, erst einmal die Regelungen dazu, dass gefahrlos stillgelegt werden 
muss. Zum Beispiel müssen gefährliche Abfälle entsorgt werden. Aber es gibt keine 
Pflicht, die Fläche in den Ursprungszustand zurückzuführen, sodass sie direkt einer 
neuen Nutzung zur Verfügung steht.  

Im Rahmen dieser rechtlichen Möglichkeiten – das betrifft das Emissionsschutzrecht 
und im Falle der unteren Bodenschutzbehörden das Bodenschutzrecht – tun die Be-
hörden nach allem, was wir mitbekommen, alles, was möglich ist, um die Sanierungs-
pflichtigen in Anspruch zu nehmen. Es gilt aber auch immer das mildeste Mittel. Man 
darf also nur das Verhältnismäßige fordern. Dies bleibt häufig deutlich hinter dem zu-
rück, was man hinterher braucht, um eine solche Fläche wieder in eine neue Nutzung 
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zu überführen. Dafür müsste abgebrochen und entsiegelt werden. Es müssten auch 
Auffüllungen entfernt werden, die vielleicht gar keine Gefahr darstellen. 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Wir beginnen mit der dritten Runde. – Herr Schneider 
für die SPD-Fraktion.  

René Schneider (SPD): Vielen Dank. – Frau Vorsitzende. Wir schauen teilweise zu-
rück. Herr Dr. Arnz, Sie nannten das Beispiel ECF, das auch der Stellungnahme bei-
gefügt ist: 1986 macht die Firma dicht. 2004 steigen Sie als AAV ein. Sieben Jahre 
später wird das Grundwasser saniert. Danach passiert dort erst ab 2013, 2014, also 
27 Jahre nach der Schließung, wieder etwas. Deswegen ging es in meiner ersten 
Frage vorhin um Beschleunigung.  

Auch meine zweite Frage an Herrn Professor Beck lautet: Wo sind Beschleunigungs-
potenziale? Wir können nicht mit jahrzehntelanger Warterei arbeiten und damit, dass 
dann eine Genehmigung und danach diese und jene Schwierigkeit kommt. Unser Vor-
schlag waren externe Player, also andere als der AAV. Das bedeutet keinen Vertrau-
ensverlust, sondern im Gegenteil: Es mögen noch andere auf dem Spielfeld sein, die 
man einbeziehen könnte. 

Welche Player könnten das sein, und wie kommen wir insgesamt zu einer Beschleu-
nigung? Welche Ideen könnten helfen? Sie hatten in Ihrer Stellungnahme eine landes-
eigene Flächenentwicklungsgesellschaft ins Spiel gebracht. Wir können uns zwar auch 
über die Beschwernisse des Lebens unterhalten, aber eigentlich wollen wir über Be-
schleunigungsmöglichkeiten sprechen. Welche sehen Sie da, Herr Professor Beck?  

Prof. Dr. Rasmus C. Beck (Duisburg Business & Innovation): In der Tat zeigen die 
Erfahrungen aus der Vergangenheit, auch aus dem Grundstücksfonds NRW, dass die 
Eigentümerschaft das wesentlichste Merkmal von Beschleunigung ist. Wir haben vor-
hin gehört: Gerade bei vermeintlichen Großgrundbesitzern, also bei Konzernstrukturen 
haben Flächen oft einen gewissen Buchwert, der aber keinerlei Wirtschaftlichkeit zu-
lässt, wenn man die Sanierungskosten einrechnet. Das heißt: Die Fläche bleibt liegen.  

Das kennt jeder, und zwar vom ländlichen Raum, aber gerade auch in den Ballungs-
gebieten: Es gibt Flächen, um die herum seit Dekaden ein Zaun gezogen ist. Das findet 
man gut, um mit dem Hund spazieren zu gehen und Fahrrad zu fahren, aber es ist 
eigentlich eine planerisch gesicherte Gewerbefläche. Das liegt sehr oft an der fehlen-
den wirtschaftlichen Entwicklungsperspektive. 

Gerade das, was jetzt noch übrig geblieben ist – auch in einer Phase mit sehr niedrigen 
Zinsen, in der man sich dieser Frage hätte stellen können –, hat es in sich. Diese 
Flächen haben multiple Restriktionen. Sie werden unter marktwirtschaftlichen Ge-
sichtspunkten wahrscheinlich nicht mehr marktgängig, können also nicht mehr ver-
marktet werden. 

Kollege Dr. Arnz wird wahrscheinlich gar nicht erst in die Prüfungsphase kommen, weil 
er einen hochspezialisierten Teil der Wertschöpfungskette, nämlich die Sanierung über-
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nimmt. Dafür müssen jedoch vorab die vorgelagerten Fragen geklärt werden, etwa wer 
unter welchen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen ein Interesse daran hat, diese 
Fläche wieder flott zu machen. Welche Vermarktungsabsicht gibt es? Wie sieht es mit 
dem Planungsrecht aus?  

Insofern würde ich dafür plädieren, in erster Linie zu schauen, wie die öffentliche Hand, 
wie es vorhin schon erwähnt worden ist, denn überhaupt die Frage des Flächener-
werbs und damit die Frage von dessen Förderfähigkeit für Kommunen innovativ ange-
hen kann. Mittlerweile klaffen nämlich die vermeintlich große Anzahl an planerisch ge-
sicherten Flächen und der verschwindend kleine Teil zukünftig vermarktbarer Flächen 
weit auseinander.  

Dies versetzt die Wirtschaftsentwicklung gerade in den Ballungsgebieten, wo es schon 
länger industrielle Nutzung gibt, in die traurige Lage, dass man kaum größere zusam-
menhängende Flächen in petto hat und auch die Pipeline relativ leer ist. Insofern ginge 
es bei zusätzlichen Akteuren darum, sich nicht nur für die Flächensanierung professi-
onell aufzustellen, sondern insbesondere für die Frage, wie Brachflächen in das Ei-
gentum der öffentlichen Hand, sprich: der Kommune oder anderer Gesellschaften, 
übergehen können, und dafür, dass es hierfür Förderzugänge gibt. 

Die Förderfähigkeit von Kaufpreisen war in den klassischen Instrumentarien bisher 
weitgehend ausgeschlossen, weshalb meist auch nur große Kommunen über ihren 
Konzernverbund, wie zum Beispiel über die Stadtwerke in Dortmund oder teilweise 
auch in Duisburg, in der Lage waren, große Flächen zu erwerben, der kreisangehörige, 
ländliche Raum dagegen beispielsweise eher weniger.  

Dr. Volkhard Wille (GRÜNE): Meine dritte Frage geht noch einmal an den BUND und 
betrifft die Beschleunigung von Genehmigungen. Herr Dr. Arnz hat dies in einer vor-
hergehenden Fragerunde schon aus dem Blickwinkel des AAV beantwortet. Mich 
würde die Sicht des BUND interessieren. Könnten Sie näher ausführen, welche nega-
tiven Folgen bei einer unsachgemäßen Beschleunigung drohen? Welche Maßnahmen 
empfiehlt der BUND, um die Brachflächenreaktivierung zu beschleunigen, ohne die 
Rechtssicherheit und die Umweltbelange zu gefährden? 

Dr. Thomas Krämerkämper (BUND NRW): Natürlich gibt es hier auch Beschleuni-
gungspotenziale. Herr Professor Beck hat vorhin schon auf den Punkt hingewiesen, 
dass es an Interessenten fehlt. Das ist das Hauptthema. Wir brauchen jemanden, der 
diese konkrete Fläche wirklich entwickeln will. Dafür braucht er die Planungsbehörden 
der Kommune. Diese sind ressourcenmäßig immer ein bisschen knapp ausgestattet, 
das ist klar. Da sitzt niemand herum und wartet, sondern die haben immer gut zu tun 
und bearbeiten das, was mit hohem Druck reinkommt, also das, bei dem das größte 
wirtschaftliche Interesse besteht. Das ist im Zweifelsfall die grüne Wiese.  

Der Eigentümer sagt vielleicht: Ich habe hier eine Erbengemeinschaft, die ein landwirt-
schaftliches Grundstück gewonnen hat. Dieses möchte sie jetzt möglichst gewinnbrin-
gend vermarkten, tritt an die Kommune heran und möchte dort gerne eine Entwicklung. 
Auch so werden Grüninanspruchnahmen angetrieben. Die Planungsbehörde kriegt 
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das auf den Tisch. Es gibt einen Akteur, der das will. Sie muss sich also damit befas-
sen. Das bindet Ressourcen.  

Auf dem Brownfield haben wir dieses Interesse nicht unbedingt, wobei wir bei den 
Brachflächen ein bisschen unterscheiden müssen: Es gibt die Problematik der alten 
Brachflächen, durch die Energiewende gibt es aber auch einen sehr großen Zustrom 
neuer Brachflächen – das dürfen wir nicht vergessen –: große Kraftwerksstandorte und 
Haldenflächen. Es werden noch die Raffinerien und innerstädtisch die Tankstellen hin-
zukommen. All dies wird irgendwann aufgegeben und den Markt mit neuen Flächen 
anreichern, die nicht ganz so extreme Altlastensituationen haben, also ganz attraktiv 
sind, sodass wir auch das mit im Auge behalten müssen. 

Es geht vor allen Dingen darum, dass wir einen Akteur hineinbringen. Es geht nicht 
einfach um jemand anderen als den AAV oder einfach nur eine zweite Organisation, 
sondern um mehr Ressourcen. Das meinen wir eigentlich damit: Wir brauchen mehr 
Ressourcen in der Umwandlung von Brownfield in wieder nutzbare Flächen. Diese 
müssen irgendwo herkommen. 

Entweder übernimmt die öffentliche Hand eine Fläche, oder wir kriegen die Alteigen-
tümer dazu, diese Fläche schneller wieder in die Nutzung reinzubringen. Kommunen 
haben Möglichkeiten, Druck auszuüben. Viele Konzerne haben nicht nur einen Stand-
ort, sondern zwei, drei Brachflächenstandorte und unterschiedliche Interessenslagen 
an einem Ort. Die Kommune hat dann interessante Verhandlungsoptionen.  

Simone von Kampen (BUND NRW): Ich würde noch etwas ergänzen. Zum Thema 
„Planung“ haben wir vorhin gehört, dass es sehr lange dauert, bis man an all die not-
wendigen Informationen herankommt, und es sehr viel Abstimmung und Kommunika-
tion bedarf. Hier kann man die bestehenden Prozesse nutzen.  

Bei der frühzeitigen Beteiligung in der Bauleitplanung geht man sehr früh an alle Ak-
teure und Stakeholder heran und fragt ab, welche Probleme und welche Planungen es 
gibt. Man kann im Prinzip dieses ganze Planungssystem von frühzeitiger Beteiligung 
über die während des Verfahrens aufkommenden Probleme nutzen, um diese zu be-
arbeiten, für einen Ausgleich zu sorgen und alles zu beschleunigen, indem man sich 
sehr frühzeitig mit allem beschäftigt. 

Dr. Christian Untrieser (CDU): Herr Professor Beck, eine Sache habe ich noch nicht 
ganz verstanden. Vielleicht können Sie mir helfen. Es geht um die rechtliche Verpflich-
tung eines Unternehmens, die Fläche wieder ordnungsgemäß instand zu setzen. Ich 
stelle mir vor: Ein Unternehmen wird insolvent und ist weg. Gut, dann habe ich keinen 
mehr, den ich für diese Verpflichtung in Anspruch nehmen kann. Wenn es aber einen 
Unternehmensnachfolger gibt, oder das Unternehmen noch existiert, hätte es eigent-
lich die rechtliche Verpflichtung, das alles wieder instand zu setzen.  

Ich meine gelesen zu haben, in dem Prozess um thyssenkrupp bzw. HKM in Duisburg 
stelle sich die Frage, ob man die Hochöfen weiter betreibt, auch wenn es wirtschaftlich 
schwierig ist. Wenn man das ganze Gelände dicht machen würde, müsste thyssenkrupp 
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sehr, sehr viel Geld in die Hand nehmen, um es wieder ordnungsgemäß zu hinterlas-
sen. Dies kommt also wieder in die betriebswirtschaftliche Entscheidung rein: Was 
mache ich eigentlich mit dem Gelände? Das war jetzt aber eher Zeitungswissen. 

Ist es tatsächlich so, dass ein Unternehmen die Fläche wieder in Ordnung bringen 
muss? Ich schließe noch eine Frage an: In dem Fall, dass dies aus irgendwelchen 
Gründen nicht klappt oder das Unternehmen insolvent ist: Was ist eigentlich mit dem 
Flächeneigentümer, wenn es nicht das Unternehmen ist? Ich habe verpachtet, das 
Unternehmen hat etwas gemacht, ist jetzt weg und hat auch kein Geld mehr. Wir kön-
nen ihm nicht in die Tasche greifen. Greift dann eine Pflicht des Verpächters, das Land 
wieder instand zu setzen oder nicht?  

Prof. Dr. Rasmus C. Beck (Duisburg Business & Innovation): Herr Dr. Arnz hat schon 
auf die rein rechtlich diffizile Situation hingewiesen und darauf, dass es relativ schlecht 
darum bestellt ist, einen Eigentümer wirklich verbindlich dazu verpflichten, die Fläche 
bis zu einem gewissen Zeitpunkt wiederherzustellen. Das führt in der Praxis auch 
dazu, dass Flächen liegen gelassen werden.  

Bei einer Betriebsaufgabe beispielsweise muss meistens noch einmal neu bewertet 
werden. Es muss eine neue planerische Prüfung vorgenommen werden, ob wieder 
eine gewerbliche Nutzung stattfindet. Dafür müssen dann Risiken aus dem Weg ge-
räumt und Altlasten saniert werden. Wenn das aber beispielsweise nicht der Fall ist 
und die Fläche in der Eigentümerstruktur eines Konzerns bleibt, wird sehr oft versucht, 
diese Fläche zu verkaufen, und zwar inklusive der Altlasten darauf. Findet man einen 
Käufer, dann sind diese das Problem des neuen Eigentümers. 

Andere betreiben eine gewisse Flächenbevorratung und sagen: Es ist vielleicht ganz 
spannend, sich Flexibilitäten für die Zukunft zu bewahren, gerade für die Energie-
wende und die Dekarbonisierung braucht es neue Infrastrukturen. Wir lassen das erst 
einmal liegen und schauen, was wir mit der Fläche vielleicht noch anfangen können. 
Das sind dann teilweise sehr große, zusammenhängende Flächen. Sie haben Duis-
burg angesprochen. Schwerindustrie ist flächenintensiv. Diese Flächen entziehen sich 
letztendlich der Nutzung und auch der Vermarktbarkeit.  

Es gibt meistens ein Problem, wenn es keine betriebliche Notwendigkeit gibt, diese 
Fläche weiterzuentwickeln. Möchte man sie nicht als Erweiterungsstandort oder als 
zukünftigen Standort haben, ist die Bereitschaft des Eigentümers, diese Fläche voll-
umfänglich wiederherzustellen, um sie dann zu verkaufen, aus rein betriebswirtschaft-
lichem Kalkül gering, weil die Investitionskosten in den meisten Fällen bei Weitem hö-
her wären als ein möglicher Verkaufserlös.  

Die grüne Wiese ist wesentlich günstiger als eine Fläche, in die ich erst einen Betrag X 
investieren musste, um dann einen Betrag Y in der Vermarktung zu bekommen, der 
meist genauso hoch oder sogar teilweise geringer ist. Dieses Dilemma haben wir an 
vielen Ecken, gerade dort, wo es auch im Vorfeld große zusammenhängende Indust-
rieflächen gab. Das führt dazu, dass meistens nur über den Verkauf an sich Bewegung 
in die Sache kommt.  
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Dietmar Brockes (FDP): Ich würde meine Frage gerne an die Vertreterin und den 
Vertreter des BUND richten. Der BUND fordert einen verpflichtenden Vorrang aller 
Brachflächen vor jeder Neuausweisung im Landesentwicklungsplan, unabhängig von 
Lage, Sanierungsdauer, Kosten oder Investitionsinteresse. Wie soll bei diesem Modell 
konkret verhindert werden, dass wirtschaftlich nicht realisierbare Brachflächen jahre-
lang die Entwicklung blockieren, während gleichzeitig dringend benötigte Wohn-, Ge-
werbe- oder Energieprojekte verzögert oder auch verhindert werden könnten?  

Simone von Kampen (BUND NRW): Grundsätzlich geht es auf einer Planungsebene 
darum, ganz grundsätzliche Regelungen einzuführen bzw. festzulegen, die dann auf 
den verschiedenen Ebenen in der Bauleitplanung umgesetzt werden müssen. Es ist 
sehr wichtig, auch als Signal vom Land, zu sagen: Wir wollen den Flächenverbrauch 
auf der grünen Wiese eindämmen und dafür alle vorhandenen Möglichkeiten nutzen. 
Dazu gehört nun einmal auch die Brachflächenwiedernutzung. Bei der verpflichtenden 
Aufnahme der Siedlungsflächen über das Siedlungsflächenmonitoring in der Regio-
nalplanung müssen die Brachflächen schon heute aufgenommen werden.  

Wenn man es darüber angeht, zunächst vorhandene Potenziale auszunutzen, heißt 
das: Wir müssen sie überhaupt erst einmal erfassen. Darüber würde man also eine 
Möglichkeit schaffen, dass diese Erfassung verpflichtend und überhaupt mal klar ist, 
welche Brachflächen es gibt, die entwickelt werden können. Gegebenenfalls müsste 
nachgewiesen werden, dass Brachflächen aus bestimmten Gründen nicht entwickelt 
werden können und man diese nicht zur Verfügung hat. Oder man steigt in die Planung 
dazu ein, wie man diese Flächen langfristig gesehen umsetzen kann.  

Angesichts der Zahlen ist es klar, dass nicht alle vorhandenen Brachflächen mal eben 
auf einen Schlag entwickelt werden können. Das haben wir vorhin gehört. Langfristig 
gesehen müssen jedoch auch sie genutzt werden, um die Bedarfe zu decken, die in 
der Siedlungsflächenentwicklung errechnet worden sind. In dem Entwurf zur Änderung 
macht man gerade das nicht, sondern nimmt die Brachflächenentwicklung raus und 
rechnet sie nicht mehr auf den errechneten Bedarf an. Das ist aus unserer Sicht der 
vollkommen falsche Weg, weil es dann keine Anreize mehr dafür gibt, diese Flächen 
zu entwickeln.  

Auf dieser Ebene muss das klare Zeichen gesetzt werden, dass sie denselben Vorrang 
wie die Nutzung von Leerständen haben. Auf dem Land gibt es große Leerstände ge-
rade im Innenbereich der Ortschaften und die sogenannte Donut-Problematik, dass 
nämlich die Kerne innen aussterben und außen herum neue Siedlungsflächen entste-
hen. Da geht es auch um Brachflächen, von denen nicht alle übermäßig belastet sind. 
Nicht alle leerstehenden Gebäude oder nicht genutzten Flächen sind hochbelastet.  

Aus unserer Sicht ist es eine wichtige Vorgabe auf Landesebene, die dann im Weiteren 
in der Bauleitplanung umzusetzen ist. 

Zacharias Schalley (AfD): Herr Dr. Arnz, haushaltsschwache Kommunen, Altschul-
den und die finanziellen Probleme, die Kommunen sonst so mit sich herumschleppen, 
sind immer wieder Thema. Sie sagten, dass die Finanzierung grundsätzlich im Verhäl-
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tnis 80 zu 20 verteilt ist, aber die Kommunen müssen irgendwie ihren Eigenanteil auf-
bringen. Beobachten Sie Veränderungen je nach wirtschaftlicher Lage der Kommu-
nen? Ist man einmal freudiger, Ihre Projekte umzusetzen, und dann wieder verhalte-
ner, je schlechter die Finanzlage in der Kommune ist?  

Dr. Roland Arnz (AAV – Verband für Flächenrecycling und Altlastensanierung): 
Diese Frage kann ich nicht wirklich beantworten. Wir merken über die vielen Jahre 
unserer Tätigkeit keinen Unterschied. Diese Projekte, die wir mit den Kommunen zu-
sammen umsetzen, führen immer zu einer Aufwertung und meiner Meinung nach zu 
einer kommunalen Wertschöpfung, sei es nun beim Wohnen oder beim Gewerbe. Da-
her lässt es sich auch für finanzschwache oder in Haushaltssicherung befindliche 
Kommunen immer darstellen, dass es Sinn ergibt, eine solche Fläche zu entwickeln. 
Ganz konkret kann ich Ihnen das wie gesagt nicht beantworten.  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Dann kommen wir zur vierten Fragerunde. – Herr 
Schneider, bitte sehr. 

René Schneider (SPD): Vielen Dank. – Frau Vorsitzende! Herr Professor Beck, wir 
haben hier schon das eine oder andere zum Thema „Ablauf einer Brachflächenent-
wicklung“ gehört, unter anderem zu den Genehmigungsprozessen. Vielleicht können 
Sie noch einmal sehr zugespitzt formulieren, was dabei alles nacheinander erfolgt. In 
Ihrer Stellungnahme kommt auch zum Ausdruck, wie man das durch das sogenannte 
Fast-Track-Verfahren straffen könnte. Könnten Sie also den Status quo dem gegen-
überstellen, was wäre, wenn man es anders und eben schneller machte?  

Prof. Dr. Rasmus C. Beck (Duisburg Business & Innovation): Gängigerweise kommt 
erst Bewegung in eine Flächenentwicklung, wenn man einen klaren Interessenten hat 
oder der Eigentümer sich entscheidet, diese Fläche zu entwickeln. Das heißt: Die 
Kommune allein hat erst einmal wenig Beschleunigungspotenzial, wenn sie nicht Ei-
gentümerin ist und keinen Interessenten, beispielsweise über die Wirtschaftsentwick-
lung, an der Hand hat. Wenn man gut ist, hat man einen gewissen Überblick darüber, 
welche möglichen Entwicklungsflächen in der Kommune vorhanden sind, steht aber 
erst einmal ein wenig außerhalb.  

Die Transparenzmachung ist schon ein sehr, sehr wichtiger Schritt: Wo sind innerhalb 
einer Kommune, Gebietskörperschaft oder Region welche Flächen in welchem Zu-
stand planerisch gesichert? Welche Vermarktungshemmnisse und Restriktionen ha-
ben diese Flächen? Wie lassen sich daraus Priorisierungen ableiten? Wenn die Kom-
mune etwas erwerben sollte, muss sie danach wirtschaftlich handeln. Schließlich hat 
sie ein Veräußerungsinteresse, das bestmöglich bedient werden sollte, um den eige-
nen Haushalt zu entlasten.  

Entscheidend ist, dass die gleichen Arbeiten, gerade was die Transparenzmachung 
und die Klärung von Grundsatzfragen angeht, sehr oft immer wieder von vorne gemacht 
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werden müssen. Dies kann gerade kleinere Kommunen oder solche, die diesbezüglich 
noch nicht strategisch aufgestellt sind, sehr stark überfordern.  

Dazu gehören die Fragen: In welchem planerischen Zustand ist die Fläche? Muss bei 
einer Betriebsaufgabe beispielsweise auch ein neuer B-Plan gefasst werden. Wie 
schnell kann beschrieben werden, welche Form von Nutzung dort in Zukunft stattfin-
den soll. Dies alles – plus die langen Durchlaufzeiten für Standardgenehmigungen – 
dauert einfach Jahre, wenn man sich so einer Fläche öffnet. Ich habe in meiner Stel-
lungnahme geschrieben: Der Durchschnitt liegt bei 20 bis 28 Monaten.  

Es wäre aber etwas anderes wünschenswert. Gerade bei größeren Flächen, bei wirt-
schaftlich und regional bedeutsamen Ansiedlungen hat man es sehr oft mit Interes-
senten zu tun, die wirklich kurz entschlossen sind und im Standortwettbewerb auch 
sagen: Wenn diese Fläche nicht innerhalb von 12 bis 18 Monaten in der Form verfüg-
bar ist, dass wir dort starten können, dann interessieren wir uns nicht dafür und gehen 
woanders hin.  

Man müsste also Wesentliches wie den digitalen Flächenpass, digitale Einreichungs-
plattformen sowie eine parallel ablaufende Fachstellenabstimmung zwischen Planern, 
Wirtschaftsförderern und auch Finanzierungsbeteiligten herstellen und vor allem eine 
kürzere, aber dennoch gründliche Umweltprüfung durchführen, die planbarere Fristen 
ermöglicht und dadurch die Vermarktungsperspektiven für Flächen verbessert. Das ist 
ähnlich zu dem, was derzeit zum Bau-Turbo besprochen wird.  

Dr. Volkhard Wille (GRÜNE): Meine nächste Frage geht an Herrn Dr. Arnz und betrifft 
das Thema „freiwillige Beiträge der Wirtschaft an den AAV“. Wir haben vielfach gehört, 
wie wichtig es ist, den AAV angemessen auszustatten und dies perspektivisch zu stei-
gern. Einem aktuellen Bericht des MUNV zufolge betragen die freiwilligen Beiträge 
372.000 Euro. Angesichts der Verantwortung der Unternehmen und der Herausforde-
rungen ist dies überschaubar, und es gibt sicherlich viel Luft nach oben. 

Es ist meines Erachtens unsere gemeinsame Aufgabe, entsprechende Bewusstseins-
bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit zu betreiben. Wie wirkt der AAV darauf hin, dass 
Unternehmen, die schon Mitglieder sind, gegebenenfalls ihre Beiträge erhöhen oder 
dass neue Mitglieder gewonnen werden? Welche Argumente, dies nicht zu tun, muss 
man vielleicht entkräften?  

Dr. Roland Arnz (AAV – Verband für Flächenrecycling und Altlastensanierung): 
Vielen Dank, Herr Dr. Wille. Wir haben aktuell – ich hoffe, ich habe jetzt die richtige 
Zahl im Kopf – 47 freiwillige Mitglieder. Das müsste in dem Bericht aufgeführt sein. Es 
sind überwiegend namhafte, große Unternehmen aus Nordrhein-Westfalen aus den 
Bereichen „Chemie, Metall, Ver- und Entsorgung“ neben einer Reihe anderer. All diese 
Firmen kommen ihren Pflichten für ihre Standorte mit Sicherheit sehr sorgfältig und 
auch vollständig nach. 

Sie unterstützen uns neben diesen finanziellen Beiträgen auch, indem sie in unseren 
Gremien, also in der Delegiertenversammlung, im Vorstand, in der Fachkommission, 
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in der Satzungskommission und in der Haushaltskommission, Delegierte, Rechnungs-
prüfer und Experten stellen. Damit sind sie auch ein wichtiger Aspekt unserer Arbeit. 
Wir sind keine Zelle für uns, sondern gerade über unsere freiwilligen Mitglieder in ei-
nem sehr großen und starken Netzwerk. Dies hilft uns bei unserer Arbeit, auch mit 
Blick auf den fachlichen Austausch oder zum Beispiel beim Finden verhältnismäßiger 
Sanierungslösungen.  

Wir bieten unseren freiwilligen Mitgliedern in dieser Form Nutzen, weil dieser fachliche 
Austausch in zwei Richtungen stattfindet. Wir beraten und unterstützen sie bei konkre-
ten Projekten und Einzelfällen und führen auch Moderationen durch, gerade wenn es 
zum Beispiel zwischen einer zuständigen Bodenschutzbehörde und einem Unterneh-
men unterschiedliche Sichtweisen bezüglich der Art und des Umfangs notwendiger 
Sanierungsmaßnahmen gibt.  

Ich halte das insgesamt für ein tolles Modell. Es ist so eine Art Private-Public-Part-
nership. Ja, man kann sagen: Die Unternehmen bezahlen im Vergleich zum Land oder 
auch zu den Kommunen deutlich weniger. Diejenigen, die uns unterstützen, tun jedoch 
wirklich das, was möglich ist. Die angespannte Wirtschaftslage besteht jetzt schon seit 
einigen Jahren. Es ist definitiv freiwillig, und sie machen das auch aufgrund dessen, 
dass sie den AAV für etwas Gutes halten, zu dem sie auf jeden Fall einen Beitrag 
leisten wollen.  

Fraglos sprechen wir mit denen. Danach haben Sie gefragt. Wir machen auch eine Art 
von Werbung, insbesondere über Angebote wie unsere Fachtagungen, die wir zweimal 
im Jahr durchführen. Zudem führen wir Einzelgespräche und bekommen Hinweise 
über unsere Vorstandsmitglieder. Aber es ist schwierig, Herr Dr. Wille. Ich will nicht 
sagen, dass dies nach meiner persönlichen Einschätzung in nächster Zeit dazu führt, 
dass wir hier erheblich mehr Mittel bekommen. Ich glaube schon, dass wir mehr Mit-
glieder haben werden. Das läuft nahezu kontinuierlich, und ich halte diesen Wert fast 
für wichtiger als die reinen Finanzen, wobei auch diese wichtig sind.  

Dr. Christian Untrieser (CDU): Herr Professor Beck, ich hätte noch eine methodische 
Frage. Sie schreiben unter anderem, es entständen täglich 5,6 ha neue Siedlungs- 
und Verkehrsflächen in Nordrhein-Westfalen. – Wenn man den Menschen draußen 
von diesen 5,6 ha Versiegelung erzählt, haben diese meiner Wahrnehmung nach das 
Gefühl, diese würden komplett versiegelt, in etwa so wie der Vorplatz des Landtags, 
über den Sie vorhin wahrscheinlich alle gelaufen sind, das wäre also alles betoniert 
oder mit Steinen gepflastert und dort wüchse quasi nichts mehr. Das versteht der nor-
male Mensch wohl darunter.  

Ist das richtig? Ich hörte nämlich von verschiedenen Stellen, dass in diesen Siedlungs- 
und Verkehrsflächen auch andere Sachen enthalten sind, also zum Beispiel Straßen-
begleitgrün und Ausgleichsflächen. Da ist von einem Friedhof oder einer Sportanlage 
die Rede, wo aus Sicht des normalen Bürgers auch viel Grün ist. Dies alles fließe 
jedoch in die Statistik hinein. Wenn das stimmt, ist der Eindruck, dass alles komplett 
versiegelt ist, nicht ganz richtig, weil man dort noch Natur hat, die man auch aufhübschen 
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könnte. Gerade bei Straßenbegleitgrün könnte man fragen, welche ökologischen Aus-
gleichsmaßnahmen oder bessere Aufwertungsmaßnahmen dort stattfinden.  

Ist es methodisch betrachtet so, dass eigentlich alles darunter gefasst wird, was nicht 
mehr ursprüngliche Natur ist, für den geneigten Bürger aber trotzdem immer noch ir-
gendwie naturnah, also etwa auch Wiesen, Blumen, Friedhöfe und der Sportplatz? 

Prof. Dr. Rasmus C. Beck (Duisburg Business & Innovation): Ich muss Ihnen sehr 
klar sagen, dass Sie, wenn Sie es wirklich ziseliert wissen wollen, wahrscheinlich zu 
meiner Rechten, beim BUND, nachfragen müssten, wo das garantiert genau beant-
wortet werden kann.  

Die Frage nach der Versiegelung ist zumindest in meiner Stellungnahme eher als ein 
Steuerungsinstrument aufgeführt. Daran kann man sehen, dass die Dynamik der Neu-
versiegelung von – wenn Sie so wollen – ursprünglichen Flächen, die eben nicht ver-
siegelt sind, in Zukunft eher zunehmen wird, weil die Brachflächen, also die vorgenutz-
ten Flächen, mit mannigfaltigen Restriktionen und damit mit höheren Kosten belegt 
sind als die Flächen auf der grünen Wiese. Dadurch lässt sich eine deutliche Tendenz 
feststellen. Es gibt eine erhöhte Nachfrage beispielsweise nach Gewerbeflächen, und 
dadurch steigt die Neuversiegelung, wenn es nicht restriktiv gehandhabt wird. 

Sie haben allerdings recht: Es gibt auch in hochversiegelten Bereichen, beispielsweise 
auf Gewerbeflächen, massive Programme zur Entsiegelung von Parkplatzflächen, von 
Gewerbehöfen oder von Dächern, die anders genutzt werden. Diese Maßnahmen kön-
nen auf versiegelten Flächen durchgeführt werden und sind auch sehr sinnvoll. Ich will 
Ihnen allerdings nichts Falsches dazu sagen, ob sie die Bilanz ändern.  

Dietmar Brockes (FDP): Frau von Kampen und Herr Krämerkämper, Sie lehnen eine 
weitere Beschleunigung von Genehmigungsverfahren ausdrücklich ab und verweisen 
auf bestehende Prüf- und Beteiligungsprozesse. Gleichzeitig benennen Sie jedoch 
hohe Sanierungs- und Entwicklungskosten als zentrales Hemmnis für das Flächenre-
cycling. Wie erklären Sie diesen Widerspruch? Längere und komplexere Verfahren 
erhöhen die Kosten weiter, und Investoren werden dadurch auch abgeschreckt. Wa-
rum schließen Sie Effizienzgewinne durch Fristen, Parallelisierung oder auch Digitali-
sierung pauschal aus?  

Dr. Thomas Krämerkämper (BUND NRW): Vielen Dank für die Frage, Herr Brockes. 
Es wäre wahrscheinlich eine eigene Sitzung wert, sich darüber zu unterhalten, was 
und wo man beschleunigen kann. So wie wir Beschleunigung heute erleben, ist es im 
Grunde genommen keine Verfahrensbeschleunigung, sondern eine Eingriffsbeschleu-
nigung. Es wird also nicht darauf geschaut, was man bei vergleichbarem Ergebnis be-
schleunigen kann, sondern wie man den Eingriff schneller hinbekommt. Wenn dies mit 
dem Beschleunigungsansinnen gemeint ist, lehnen wir es auf jeden Fall ab. 

Wir sind hier allerdings – insofern ist der Antrag ein bisschen irreführend – in der Regel 
nicht beim Genehmigungsverfahren, sondern bei einer Bauleitplanung. Es ist eine 
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Herausforderung, Baurecht auf einem neuen Gelände zu schaffen. In der Bauleitpla-
nung existieren andere Ansätze. Wenn wir uns anschauen, was für Verzögerungen 
sorgt, kann man einiges abstellen, und wir waren bei einigem in den vergangenen 
Jahren schon ganz gut unterwegs. Die Digitalisierung ist ein wichtiges Beispiel. Der 
digitale Flächenpass spielt eine große Rolle dabei, Informationen zusammenzuführen. 

Aus meiner Sicht würde jedoch eine bessere Ansprechpartnerschaft bei den handelnden 
Kommunen, die die Pläne ausstellen, mit hineinspielen. Diese haben in der Regel die 
Zeichen der Zeit bei sehr konsumenten- bzw. bürgerbezogenen Prozessen erkannt 
und arbeiten sehr nutzer- und prozessorientiert. Bei Dingen wie der Bauleitplanung 
bekommen sie das nicht so gut hin, weil das für sie kein Massenprozess ist.  

Ich bin privat häufig auf der Investorenseite tätig, sodass ich auch die andere Seite 
kenne. Da sind Sie oftmals derjenige, der Informationen von Behörde A zu den Behör-
den B und C trägt, die intern viel schneller fließen könnten. Das wäre ein Beschleuni-
gungsansatz, mit dem wir gar kein Problem hätten. Es ist eine organisatorische und 
keine genehmigungsrechtliche oder bauleitplanungsrechtliche Frage. Diesbezüglich 
haben wir heute schon eine sehr gut entwickelte Gesetzgebung, die aber technisch 
besser unterfüttert werden muss. Mehr Kapazität, engere und digitalere Kommunika-
tionswege wären Dinge, die definitiv funktionieren, für die ich aber keine Umweltrechts-
standards absenken muss.  

Zacharias Schalley (AfD): Meine Frage an Herrn Dr. Arnz geht in eine ähnliche Rich-
tung: Wie hat sich denn in den vergangenen Jahren die Rechtslage geändert, was 
Verordnungen wie die Ersatzbaustoffverordnung und vielleicht die Bundesboden-
schutzverordnung angeht? Inwiefern hat sich dies Ihrer Erfahrung nach hemmend oder 
beschleunigend auf die Umsetzung der Projekte ausgewirkt?  

Dr. Roland Arnz (AAV – Verband für Flächenrecycling und Altlastensanierung): 
Die fachlichen Anforderungen sind sicherlich in einigen Punkten gestiegen, unter an-
derem, weil Prüf- oder Maßnahmenwerte abgesenkt worden sind. Damit meine ich 
insbesondere die Bundesbodenschutzverordnung. Die Ersatzbaustoffverordnung se-
hen wir auf jeden Fall als integrierendes Instrument, um insgesamt Klarheit darüber zu 
schaffen, unter welchen Bedingungen Stoffe wieder eingebaut werden können und 
welche Verwertungs- und Entsorgungsvoraussetzungen es gibt. Das war vorher deut-
lich inhomogener geregelt.  

Ich sehe eher weniger, dass dies aktuell oder in den vergangenen Jahren zu Verzö-
gerungen geführt hätte. Die Aufgaben an sich werden jedoch herausfordernder oder 
komplexer – das muss man sagen –, weil immer wieder neue Aspekte zu berücksich-
tigen sind. Diese Entwicklung gibt es schon.  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Vielen Dank. – Dann kommen wir zur fünften Frage-
runde. Sie beginnt mit der SPD-Fraktion. Herr Stoltze, bitte sehr.  
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Ralf Stoltze (SPD): Vielen Dank. – Frau Vorsitzende! Es ist vorhin schon angespro-
chen worden, dass es schwierig ist, Flächenrecycling zu initiieren. Aber was ist mit den 
Kommunen, die bereits aktiv in dem Prozess sind, wie die Städte Dortmund und Duis-
burg, und bereits Investitionen getätigt haben? Die Frage richtet sich zwangsläufig an 
Herrn Professor Beck: Wie hoch ist der jährliche Finanzierungsbedarf für die Entwick-
lung von Brachflächen in den Kommunen allgemein? Welche jährlichen Kosten ent-
stehen zum Beispiel der Stadt Duisburg derzeit für die Flächensanierung? Reichen die 
Mittel, die das Land schon investiert, überhaupt aus? Was wäre die Folge, wenn dieser 
Status quo bestehen bliebe? Mit welchen wirtschaftlichen Schäden wäre dann zu rech-
nen?  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Das sind viele Fragen in einer. – Herr Professor Beck.  

(Ralf Stoltze [SPD]: Ja, aber das Oberthema ist gleich!) 

Prof. Dr. Rasmus C. Beck (Duisburg Business & Innovation): Ich versuche, das ein 
bisschen zu clustern. Wenn eine Kommune eine Fläche erwirbt, ist das grundsätzlich 
eine freiwillige Aufgabe. Wirtschaftsförderung ist zwar ein Beitrag zur Daseinsvor-
sorge, aber das heißt, dass dieses Geld im Haushalt verfügbar sein muss und letzt-
endlich nicht anderweitig durch Pflichtaufgaben gebunden sein darf. Gerade in der jet-
zigen Situation, in der in praktisch allen Kommunen wieder eine restriktive Haushalts-
führung stattfindet, ist der Flächenerwerb, der schnell in den zweistelligen Millionen-
bereich hineingeht, grundsätzlich eine hohe Hürde.  

In größeren Städten findet das oft über die kommunalen Konzernverbünde statt, wes-
halb es meist deren Töchter übernehmen. In Duisburg ist es beispielsweise die Woh-
nungsbaugesellschaft GEBAG; vielleicht haben Sie es zuletzt verfolgt. Wenn diese 
Flächen lange liegen, sind es laufende Kosten. Die Finanzierungskosten, die Flächen-
unterhaltungskosten und vor allem auch die Projektentwicklungskosten sind sehr 
hoch. Es belastet die Kommunen, selbst wenn sie groß sind, wie etwa Duisburg, wenn 
dem keine Verkaufs- bzw. Vermarktungsperspektive gegenübersteht.  

Das hat beispielsweise in Duisburg dazu geführt, dass Flächenpotenziale in einem 
dreistelligen Millionenbereich von der Wohnungsbaugesellschaft auf die Kommune 
rückübertragen werden mussten. Insofern ist der Erwerb ein großer Kostenblock. 
Obendrauf kommen die Kosten zur Entwicklung und zur Finanzierung der Fläche. Das 
wird oft dramatisch unterschätzt.  

Das heißt: Hier sind freie Mittel wichtig, die erstmal durch kein Förderprogramm oder 
Vergleichbares gegenzufinanzieren sind. Das ist in Teilbereichen wie der Flächensa-
nierung möglich. Auch wenn es beispielsweise darum geht, etwas auf den Flächen zu 
bauen, was ohnehin im Rahmen der Wirtschaftsförderung wichtig ist, wie zum Beispiel 
ein Technologiezentrum, können Fördermittel in Anspruch genommen werden. Die 
Grundeigenschaft, als Asset Holder tätig zu werden, ist sowohl vom Steuerungs- als 
auch Finanzierungsaufwand her eine wichtige Sache.  
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Gleichzeitig ist die Expertise dafür in den Kommunen nicht flächendeckend vorhanden. 
Stadtplanung ist etwas anderes, als sich in der Projektentwicklung zu betätigen. Auch 
Wirtschaftsförderung hat meistens nur den Aspekt der Vermarktung einer fertigen Flä-
che. Das, was dazwischen liegt, muss dringend professionalisiert werden. Ich stimme 
dem zu, was dazu bisher gesagt wurde. Es mangelt letztlich an Ressourcen, um über-
haupt die Expertise und langfristig die Kompetenz aufzubauen, um in diesen für die 
Daseinsvorsorge wichtigen Feldern aktiv zu werden.  

Insofern lautet meine Empfehlung, hier ein Handlungsfeld zu etablieren, in dem Kom-
munen dabei unterstützt werden, genau das zu tun. Es muss auch in den Kommunen 
selbst stattfinden, aber regionale bzw. landesweite Unterstützungsmechanismen 
könnten dies erheblich begünstigen.  

Dr. Volkhard Wille (GRÜNE): Meine nächste Frage geht noch einmal an Herrn Dr. 
Arnz und behandelt einen Aspekt, Stichwort „PFAS“, der auch in meiner aktuellen Ar-
beit zunehmend eine Rolle spielt. Mich würde interessieren, welche Rolle PFAS-Sa-
nierungen, auch perspektivisch, bei den von Ihnen betreuten Projekten spielen. Wel-
che Entwicklungen prognostizieren Sie diesbezüglich? Welche Maßnahmen sind ge-
gebenenfalls zu empfehlen bzw. stehen an? 

Dr. Roland Arnz (AAV – Verband für Flächenrecycling und Altlastensanierung): 
Aktuell spielt das Thema „PFAS“ im Wesentlichen im Bereich der Grundwasserkonta-
mination eine Rolle. Wir haben – es steht meines Wissens auch in meinem Papier – 
67 laufende Projekte. Bei fünf davon gibt es auch PFAS-Kontaminationen, von den, 
meine ich, vier ihren Ursprung in Bränden haben, bei einem war es eine Galvanik. 
Beides gehört auch nach der Erhebung des LANUK zu den Hauptursachen von PFAS-
Schäden in Nordrhein-Westfalen.  

Auch dazu könnten wir wahrscheinlich eine eigene Anhörung machen. Es gibt zwei 
jährliche Erhebungen des LANUK, die meines Wissens seit 2011 entsprechende Stei-
gerungen ausweisen. Wir sind derzeit wohl bei 193 Fällen in Nordrhein-Westfalen. Ak-
tuell gibt es Bestrebungen, auch den Wirkungspfad Boden-Mensch mit Prüfwerten zu 
versehen. Dazu gibt es auf Bundesebene schon Vorschläge. 

Bisher ist PFAS jedoch eigentlich ausschließlich ein Grundwasserthema. Es wird si-
cherlich noch einmal eine Rolle spielen, und zwar insbesondere dann, wenn Flächen 
in die Wohnnutzung übergehen. Dann ist das ein relevanter Punkt. Insgesamt gibt es 
die Problematik, dass mit PFAS belastete Böden von Deponien praktisch nicht mehr 
angenommen werden, weil diese Probleme mit Sickerwasser haben und vermeiden 
wollen, dass die Sickerwasserqualität abnimmt.  

Es gibt ein Forschungsvorhaben des AAV, mit dem Ziel eine Immobilisierung durch 
Zuschlagsstoffe herbeizuführen. Wir bemühen uns darum. Insgesamt gibt es die Ten-
denz, mehr auf PFAS zu untersuchen. Da diese im Hintergrund vorhanden sind und 
im Wesentlichen durch Brandereignisse oder Löschübungen eingetragen werden, 
gehe ich davon aus, dass das auch beim Flächenrecycling in den kommenden Jahren 
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eher zunehmen als stabil bleiben und wahrscheinlich zu Kostensteigerungen führen 
wird, insbesondere im Rahmen der Entsorgung von mit PFAS kontaminierten Böden.  

Dr. Christian Untrieser (CDU) Herr Professor Beck hat meine vorherige Frage quasi 
an den BUND weitergereicht. Also möchte ich Ihnen die Frage noch einmal stellen. Es 
geht um die Methodik. Wenn ich es richtig verstehe, dann enthalten Verkehrs- und 
Siedlungsflächen auch Grünzüge. Die Wiesen entlang des Rheins gegenüber dem 
Landtag, der Hofgarten oder auch der Golfplatz – das alles gilt in der Statistik als Sied-
lungs- und Verkehrsfläche. Ist das richtig?  

Dr. Thomas Krämerkämper (BUND NRW): Diese Beispiele müsste man einzeln durch-
sprechen; das kann man nicht pauschal sagen. In Siedlungs- und Verkehrsflächen sind 
natürlich auch Grünanteile enthalten. Das Straßenbegleitgrün ist ein gutes Beispiel. In 
der Regel ist es eine Fläche, die nicht tot, aber den wildlebenden Tierarten zu einem 
großen Teil als Lebensraum entzogen ist. Das heißt: Dieses Straßenbegleitgrün kann 
die Funktion als Freiraum nicht erfüllen.  

Für die Anwohner spielt es psychologisch jedoch eine sehr große Rolle, einfach wegen 
der Sichtverbergung. Es wird häufig damit in Verbindung gebracht, dass man weniger 
höre, zum Beispiel von der Straße, was messtechnisch in der Regel jedoch nicht nach-
weisbar ist. Sie brauchen einen Waldgürtel von mindestens 100 m um einen solchen 
Effekt zu erzielen. Psychologisch ist es jedoch ein wichtiger Punkt und daher nicht 
funktionslos. Auch aus Umweltsicht ist es nicht funktionslos. Es ist jedoch für die wild-
lebenden Arten, also für die Biodiversität, relativ arm.  

Bei den Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen werden Flächen, die begrünt oder grün 
gelassen werden, gerade bei der Brachflächenentwicklung, nach dem Biotopwertver-
fahren angerechnet. Dort haben Sie keine Biotopwertminderung, sondern es geht mit 
dem Wert, den das Biotop hat, in die Ausgleichs- und Ersatzflächenberechnung ein 
und wird insofern auch bei dem mitberechnet, was an Ausgleichs- und Ersatzflächen 
geschaffen werden muss. Dabei zählt nur das, was wirklich in Anspruch genommen wird. 
Ich hatte Sie vorhin so verstanden, dass Ihre Frage unter anderem in diese Richtung ging. 
Ausgeglichen werden muss nur das, wo der Biotopwert wirklich abgesenkt wird.  

Sie hatten gesagt, Ausgleichs- und Ersatzflächen würden generell in die Versiege-
lungsrechnung einbezogen. Das stimmt so nicht. Wenn sie im Außenbereich stattfin-
den – das ist bei vielen Ausgleichs- und Ersatzflächen so –, dann werden sie nicht in 
die Flächenstatistik einberechnet. Planinterne Ausgleiche können enthalten sein, 
wenn sie zu kleinräumig sind, um sie gesondert zu erfassen. Das geht aber wirklich 
sehr ins Detail hinein. Ich möchte wetten, dass Flächen wie die Rheinwiesen, die Sie 
gerade erwähnt haben, nicht als versiegelte Fläche in der Statistik auftauchen, son-
dern als Grünfläche erhalten bleiben. Das weiß ich nicht auswendig, ich würde jedoch 
tatsächlich eine Wette darauf eingehen. 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Das wird noch einmal nachgeprüft. – Ich schaue zur 
FDP-Fraktion. Herr Brockes.  
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Dietmar Brockes (FDP): Wir haben keine Fragen mehr.  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Auch die AfD hat keine Fragen mehr. Dann schaue 
ich zur SPD-Fraktion. – Herr Schneider in der sechsten Runde. 

René Schneider (SPD): Ich würde noch einmal Herrn Dr. Krämerkämper fragen, weil 
er soeben gesprochen und sich warm gelaufen hat: Das, was der Kollege von der 
CDU-Fraktion soeben versucht hat, erscheint mir ein bisschen wie Greenwashing im 
wahrsten Sinne des Wortes. Daher möchte ich den Blick auf die geplante LEP-Ände-
rung lenken.  

Sie haben es schon angedeutet: Ein großes Problem ist die Nicht-Anrechenbarkeit von 
Brachflächen. Der Fünf-Hektar-Grundsatz ist zu einem Ziel geworden, die Netto-Null 
dagegen kein Thema mehr. Wie spielt das in die Entwicklung der Brachflächen bzw. 
der Brownfield-Flächen hinein, die wir hier besprechen? Wie wird es deren Entwick-
lung am Ende hemmen? Können Sie dazu einen Ausblick geben? Positiv gesprochen: 
Was wäre andersherum, wenn wir einen Fünf-Hektar-Grundsatz bzw. ein Netto-Null-
Ziel hätten? Was würde dies aus Sicht des BUND für die Beschleunigung der Entwick-
lung von Brownfield-Flächen bedeuten? 

Dr. Thomas Krämerkämper (BUND NRW): Herr Schneider, vielen Dank für diese sehr 
umfassende Frage. Wir haben im vergangenen Jahr lange über die dritte LEP-Ände-
rung diskutiert. Ich habe einmal eine grobe Zusammenstellung erstellt, der zufolge von 
den meiner Erinnerung nach 27 Änderungen ungefähr 20 aus unserer Sicht keinen 
Vorteil oder Nachteil für die Flächeninanspruchnahme im Außenbereich bringen. Das 
Ziel dieses Änderungspaketes ist im ersten Entwurf – das muss man fairerweise sagen; 
wir sind mit dem Verfahren noch nicht fertig – nicht erreicht worden. 

Es wird noch deutlich nachzuarbeiten sein, wenn man das Ziel der Flächensparsam-
keit darin wirklich verankern möchte. Dazu gehört unter anderem, dass man bezüglich 
des Fünf-Hektar-Grundsatzes und der perspektivischen Netto-Null im Ziel stärker kon-
kretisiert, wie diese erreicht werden sollen, anstatt sie nur hineinzuschreiben, ohne 
etwas zu hinterlegen. Das muss also konkretisiert werden.  

Als Gegenbeispiel möchte ich anführen, wie es jetzt bei der Windenergie ist: Mit den 
Ausweisungen pro Regionalplanungsbezirk werden klare Ziele pro Bezirk vorgegeben. 
Das ist zum Beispiel ein sehr hilfreiches Instrument, um auf den Regionalplanebenen 
schnell ins Handeln zu kommen.  

Ansonsten kennen Sie alle die grundsätzliche Lage der Biodiversität. Wir haben tat-
sächlich eine Riesenkrise. Wir haben unglaublich viel an tierischer Biomasse, an den 
wildlebenden Arten, verloren. Bei der pflanzlichen Biomasse ist es etwas anders, aber 
da ziehen natürlich auch Agrarpflanzen massiv rein. Der Einbruch bei den wildleben-
den Tierarten ist dramatisch: Wir haben nur einen winzigen Bruchteil von dem, was 
ursprünglich hier gelebt hat.  
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Es wird relativ bald in vielen Bereichen der Zustand erreicht sein, dass die Restpopu-
lationen nur noch in einer zooartigen Umgebung lebensfähig sind. Damit verlieren wir 
viele Funktionen unserer Umwelt und sind auch als Standort für Arbeitnehmer immer 
weniger interessant. Es zählt entscheidend zur Lebensqualität dazu, ein gutes, intak-
tes und grünes Umfeld zu haben. Jeder von Ihnen genießt es wohl regelmäßig, drau-
ßen zu sein, spazieren zu gehen oder einfach die Landschaft um sich zu haben. Jeder 
wäre froh, wenn wir das auch in NRW bieten könnten.  

Wir haben attraktive Naturräume, in denen wir es theoretisch könnten. Wir haben aber 
einen massiven Rückgang und müssen außerordentlich verbindlich etwas tun, um die-
sen aufzuhalten und in eine Gegenentwicklung kommen. Wir müssen eigentlich wieder 
eine aufsteigende Tendenz in der Biodiversität hinbekommen, also einen Zuwachs er-
reichen. Dafür müssen wir mehr Naturräume herstellen. Dahin müssen wir kommen. 
Das muss das Ziel sein, und dieses erreichen wir natürlich nur, indem wir die Inan-
spruchnahme knallhart zurückfahren. Damit steigt gleichzeitig der Druck, im Brownfield-
Bereich mehr zu machen.  

Wir werden diesen Pfad nicht vollständig kappen. Es wird immer Situationen geben, in 
denen wir auch neu ins Grüne hinein müssen, weil es sich einfach strukturell gar nicht 
anders lösen lässt. Das wollen wir überhaupt gar nicht in Abrede stellen. Aber in der 
Statistik müssen wir ganz klar in die Brownfield-Entwicklung reinkommen. Je stärker 
wir beim Grünfeld abschneiden, desto finanziell wirtschaftlicher und attraktiver wird es 
auch auf der anderen Seite.  

Dr. Volkhard Wille (GRÜNE): Meine letzte Frage richtet sich an den BUND. Für die 
flächensparende Siedlungsentwicklung werden die Voraussetzungen nicht nur auf 
Landes- und Regionalplanungsebene geschaffen. Der BUND führt in seiner Stellung-
nahme aus, er befürworte einen Vorrang der Ausnutzung sämtlicher Brachflächen und 
anderweitiger Ausbaupotenziale vor dem Freiflächenverbrauch. Angesicht dessen 
stellt sich die Frage, was zum Beispiel auf Bundesebene mit dem Bau-Turbo ge-
schieht. Wie beurteilen Sie bzw. wie ordnen Sie das ein, was auf Landesebene und 
vom Bund gerade getan wird und wie das aufeinander wirkt?  

Simone von Kampen (BUND NRW): Grundsätzlich muss es das Ziel sein, die Nut-
zungskonkurrenzen auf der Freifläche zu reduzieren. Ich will einen kurzen Exkurs wa-
gen: Beim Regionalplan Düsseldorf hat man bei der zweiten Offenlage zum Wohnbau-
land am Rhein versucht, ein Rankingsystem für die Flächen einzuführen, die von den 
Kommunen gemeldet werden. Ein Punkt war die Frage, inwiefern diese entwickelbar 
seien; man sollte die Entwickelbarkeit einschätzen. Dabei ist herausgekommen, dass 
man so gut wie keine Flächen ohne Restriktionen hat, die keine Probleme bei der Um-
setzung machen, vollkommen unabhängig von irgendwelchen Altlasten 

Die Nutzungskonkurrenz ist extrem hoch. Man muss aus unserer Sicht dringend alles 
angehen, was möglich ist, um Flächen zu nutzen, die diese Nutzungskonkurrenz redu-
zieren. Der Nutzungsdruck ergibt sich durch die Freiraumentwicklung bzw. die bestehen-
den Notwendigkeiten. Außerdem ist die Brachflächenentwicklung im Raumordnungsgesetz 
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auch vorgeschrieben. Man kann es sich eigentlich nicht aussuchen, ob man das 
macht, sondern das Raumordnungsgesetz gibt diese Braunflächenentwicklung vor.  

Ich kenne nicht alle Maßnahmen des Bau-Turbos im Einzelnen, aber es hilft überhaupt 
nicht, immer wieder davon auszugehen, dass man ohne Probleme in irgendeiner Form 
weiter in den Freiraum gehen kann.  

Dr. Christian Untrieser (CDU): Ich hätte noch eine Frage an Herrn Dr. Arnz. Uns alle 
leitet das Ziel, mehr Flächenrecycling zu erreichen. Die verschiedenen Schwierigkei-
ten dabei haben wir schon herausgearbeitet. Meine These lautet, dass wir in Deutsch-
land in ganz, ganz vielen Dingen immer auch sehr perfektionistisch sind: Es soll am 
Ende immer alles perfekt sein, und wir stehen uns dabei zuweilen selbst im Weg. Aus 
meiner Sicht ist ein 80/20-Ansatz manchmal besser als dieses absolut Perfekte, bei 
dem dann nichts passiert.  

Man könnte also sagen: Naja, bevor nichts saniert und recycelt wird, weil wir so hohe 
Anforderungen haben, könnten wir ein bisschen davon runtergehen – ganz holzschnitt-
artig: 80/20 –, und dann würden vielleicht ein paar Dinge passieren, die bei hundert-
prozentigen Erwartungen nicht kommen. Würden Sie diese These teilen?  

Dr. Roland Arnz (AAV – Verband für Flächenrecycling und Altlastensanierung): 
Es wird immer verhältnismäßig – das sind die entsprechenden rechtlichen Vorgaben – 
und nutzungsbezogen saniert. Wenn eine Fläche zum Wohnen und mit Kinderspielflä-
chen umgenutzt wird, wird ein erheblich höherer Sanierungsaufwand anfallen, als 
wenn sie als eine voll versiegelte – naja, heute macht man das ja nicht mehr – bzw. 
als Gewerbefläche mit unkritischer Nutzung ohne wirklichen Kontakt zum Boden vor-
gesehen ist. 

In der Systematik der Flächenaufbereitung und Altlastensanierung ist ein solches 
80/20-Prinzip, das ich nachvollziehen kann, eigentlich enthalten. Wir können Dinge, 
die sanierungspflichtig sind, natürlich nicht einfach nicht sanieren. Da gibt es keine 
Spielräume. Ich hatte meiner Erinnerung nach bei einer der anderen Antworten schon 
einmal gesagt, dass wir mit den Kommunen Ziele vereinbaren, die sich auf die kom-
mende Nutzung beziehen, für die gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse geschaffen 
werden sollen. Diese Ziele müssen wir definitiv einhalten.  

Das System an sich gibt also schon eine angepasste Vorgehensweise her, muss sich 
aber an den Schutzgütern orientieren, die nach einer solchen Aufbereitung und Sanie-
rung wieder auf die Fläche gehen. Es gibt keinen Spielraum dafür, davon abzuwei-
chen. Ich hoffe, das war die Antwort, nach der Sie gefragt haben.  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Ansonsten hat er später noch einmal eine Möglich-
keit. – Für die SPD-Fraktion Herr Schneider, bitte. 

René Schneider (SPD): Eine Frage noch an Herrn Professor Beck zum Stichwort 
„Best-Practice-Beispiele“. Es ist gerade auch hier im Landtag immer beliebt zu fragen, 
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wie es andere Bundesländer machen. Gibt es Beispiele oder Impulse vielleicht sogar 
außerhalb Deutschlands, die Sie uns mitgeben können und von denen man lernen 
kann, wie sich die Brownfield-Entwicklung beschleunigen lässt?  

Prof. Dr. Rasmus C. Beck (Duisburg Business & Innovation): In der Tat gibt es diese, 
je nachdem, wie Kommunen in der Finanzierung aufgestellt sind. Beispielsweise ar-
beiten wir sehr eng mit der Stadt Pittsburgh in den USA zusammen. Dort ist die Kom-
mune in ihrer Rechtsstellung lange nicht so stark wie in Deutschland, die kommunale 
Selbstverwaltung ist also wesentlich stärker eingeschränkt. Dort ist es klar, dass ei-
gentlich alle Fragen des Grundstückserwerbs mit Förderprogrammen des Bundes hin-
terlegt werden, die überhaupt erst eine Handlungsfähigkeit erlauben. Das gilt insbe-
sondere, weil es einmal eine Stahlstadt mit großen Unternehmen war, die entweder 
nicht mehr existieren oder sich in harten Konsolidierungsprozessen befinden. 

Umweltauflagen und die Regulierung solcher Themen können von Land zu Land und 
auch von Bundesland zu Bundesland sehr unterschiedlich sein. Aber ich will Ihnen 
vielleicht zwei konkrete Beispiele nennen, die gar nicht so weit weg sind, an denen 
man aber sehen kann, wie es funktioniert und wie man es idealerweise auch genera-
lisieren bzw. zu einem Instrument machen kann.  

In NRW gibt es die ehemalige Opelfläche, Mark 51°7, auf der rund 70 Hektar Brown-
field entwickelt worden sind. Dies ist in Rekordzeit geschehen, aber man muss sich 
auch genau anschauen, wie es passiert ist. Ich selbst gehörte sehr lange den entspre-
chenden Gremien an. Es sind insgesamt 160 Millionen Euro an Fördermitteln geflos-
sen, zum Großteil aus dem EFRE bzw. dem RWP. Es hätte zeitgleich keine zweite 
oder dritte Opelfläche in Nordrhein-Westfalen geben können, weil man sich wirklich 
auf diese Fläche konzentriert hat.  

Was die Governance angeht, hat man das aber gut gemacht. Die Entwicklungsgesell-
schaft war mehrheitlich öffentlich beherrscht, der Alteigentümer Opel ist aber zu 49 % 
drin geblieben. Das heißt: Dieses Konstrukt war förderfähig. Es konnte also öffentli-
ches Geld in Anspruch genommen werden, und gleichzeitig hat sich der Alteigentümer 
verpflichtet, eine gewisse Reise mitzugehen. Das kann dann zu einer sehr, sehr 
schnellen Entwicklung führen. Heute sind ungefähr genauso viele Leute dort beschäf-
tigt, wie es zur Zeit der Betriebsaufgabe von Opel der Fall war, und perspektivisch 
werden es wesentlich mehr sein.  

Man sieht: Wenn es wirklich bedeutsam ist und die richtige Governance gewählt wird, 
können auch in dem jetzigen System große Flächen schnell entwickelt werden. Aber 
die Finanzierung wäre heute so nicht mehr möglich, bzw. es könnte nicht mehrere 
Opelflächen in Nordrhein-Westfalen gleichzeitig geben. Dazu sind wir nicht gut genug 
ausgestattet.  

Ein zweites Thema aus dem Grundstücksfonds NRW war Phoenix, also Phoenix-Ost 
und -West. Das eine ist der See, das andere das Technologiequartier. Hier ist ein ehe-
maliges Stahlwerksareal in Dortmund-Hörde mit insgesamt 230 Millionen Euro entwi-
ckelt worden. Rund 70 Millionen sind direkt aus Fördermitteln dort eingegangen, hier 
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mit der Besonderheit, dass der Grundstücksfonds NRW diese Fläche gekauft hat. Eine 
Landesgesellschaft hat sie also gekauft, entwickelt und mit der Kommune gemeinsam 
vermarktet. Dies eröffnet die Möglichkeit, dass die Kommunen es nicht selbst machen 
müssen, aber in den zentralen Fragen wie der Planung und Vermarktung der Flächen 
ein Mitspracherecht haben. Es gibt dabei ein Nebeneinander von Bund, Land und vor 
allem Kommunen.  

René Schneider (SPD): Herr Professor Beck, ich will jetzt nicht vom 80/20-Prinzip 
anfangen und davon, die Dinge nicht ganz perfekt machen zu wollen. Das wollen wir 
weiterhin, aber wir erleben es oft, dass an – ich sage es einmal unfachmännisch – 
kontaminierten Flächen nichts getan wird und es dort bei Regen zu Auswaschungen 
kommt. Dort findet keine wirkliche Maßnahme statt, und man kann schon die Überle-
gung anstellen, dass es dann besser ist, es zuzubetonieren – Letzten Endes: Beton 
drüber, Halle drauf.  

Wir haben damit einerseits die Fläche gesichert – also besser als nichts und als der 
Status quo –, andererseits aber auch eine Revitalisierung, wenn auch keine perfekte, hin-
bekommen, indem eine Folgenutzung generiert wird. Wie stehen Sie dazu? Die gleiche 
Frage werde ich später noch einmal an den BUND stellen – das nur zur Vorbereitung.  

Prof. Dr. Rasmus C. Beck (Duisburg Business & Innovation): Ich muss Ihnen sehr 
klar sagen, dass in den B-Plan-Verfahren meistens schon explizit vorgesehen wird, 
was an gewerblicher Nutzung möglich sein soll. Beispielsweise ist vieles im Logport in 
Duisburg, wo es einmal eine Kokerei bzw. ein Stahlwerk gab, nur möglich, wenn Sie 
Abkapselungen vornehmen, also Bodenrisiken dadurch beschränken, dass Sie eine De-
cke darüber legen, es also versiegeln und klar ist, dass Sie nicht tief in den Baugrund 
eingreifen: Logistische Nutzungen können nur mit einer Halle stattfinden.  

Das ist für mich persönlich nicht nur besser als nichts, sondern für viele Flächen die 
einzig gangbare Möglichkeit. Selbst wenn öffentliches Geld verwendet würde, um in 
der Tiefe auszukoffern und zu sanieren, würde wahrscheinlich jeder Kostenrahmen 
gesprengt, insbesondere angesichts der seitdem drastisch gestiegenen Auflagen. Ein 
gewisser Pragmatismus muss gerade bei den sehr stark vorgenutzten Flächen sein, 
wenn man sie weiter nutzen will. Dazu gehört es beispielsweise, eine Nutzung auf 
diesen Flächen zu ermöglichen, die wie die Logistik nicht tief in den Baugrund eingreift. 

Eine weitere Möglichkeit ist der Flächentausch. Dies wurde oft diskutiert. Gerade die 
hochkontaminierten Flächen – man sieht es unter anderem an Halden – können einen 
gewissen Freizeitwert haben. Wenn dann an anderer Stelle ein Freiraum genutzt wer-
den kann, der etwas weiter draußen liegt, und dies sinnvoller ist, gibt es das planeri-
sche Instrument des Flächentauschs. Es wird in der Breite bisher ehrlicherweise kaum 
verwendet. Aber auch dies wäre eine Möglichkeit, sich der Frage kaum noch zu sanie-
render Flächen wirtschaftlich zu stellen, ohne dabei die grundsätzliche Ausweisung zu 
verschieben oder ganz darauf zu verzichten.  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: René, geht dieselbe Frage an den BUND?  
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René Schneider (SPD): Wenn es okay ist. 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Es gab keine weitere Wortmeldung mehr. – Bitte sehr. 

Dr. Thomas Krämerkämper (BUND NRW): Es ist sehr vereinfacht dargestellt, wenn 
Sie sagen, dass Beton darauf geschüttet wird. Es ist mir klar, dass Sie das nicht so 
meinen. Aber ja, ich stimme Herrn Beck zu: Das kann ein Mittel sein. Wir sehen es bei 
sehr vielen Flächen. Man muss den Boden nicht unbedingt so liegen lassen, wie er ist 
und Beton darüber ziehen, sondern versucht, es so zu konzentrieren, dass die für sol-
che Haldenkörper in Anspruch genommene Grundfläche auf der Brownfield-Fläche 
möglichst gering gehalten wird. Die Haldenkörper werden dann als sogenannte Land-
schaftsbauwerke abgedeckt.  

Das wird häufiger eingesetzt, als Beton über alles zu ziehen. Beton ist klimatisch auf-
wendig, und wir müssen schauen, welche Gebäude dort gebaut werden sollen und 
welche Fundamente gebraucht werden. Das hängt dann von der konkreten Gebäude-
planung ab.  

Eine solche 100-%-Deckel-drauf-Geschichte ist nicht immer zielführend, und zwar auch 
nicht mit Blick auf das Grundwasser. Denn dieses entsteht nicht zwingend an genau der 
betreffenden Stelle, sondern kann seitlich einströmen und wieder ausströmen, dabei 
aber die Verschmutzungen durchfließen. Das ist leider ein häufiges Thema, sodass der 
Deckel auf der eigentlichen Schadensfläche nicht unbedingt hilft. Dabei habe ich zwar 
oberflächennah keine Auswaschung, aber das Grundwasser wäscht weiterhin aus.  

Es ist schon kompliziert, aber es ist kein Weg, den wir als Umweltverbände ablehnen, 
sondern den wir in vielen Fällen für den sinnvollen und praktikablen Weg halten, um 
auf diesen Flächen auch besondere Schadstoffklassen weiterhin deponiert zu halten, 
das aber möglichst effizient, sodass wir die Fläche eben auch gut ausnutzen können.  

René Schneider (SPD): Herr Professor Beck, was wären die Folgen, insbesondere 
für das Ruhrgebiet, aber eben auch für ganz NRW, wenn alles so bliebe, wie wir es 
erörtert haben, nämlich beim Status quo mit allen Beschwernissen dieser Welt? Wa-
rum brauchen wir – das ist in Ihrer Stellungnahme stark zum Ausdruck gekommen – 
jetzt eine Neuaufstellung bei der Brownfield-Entwicklung und beim Flächenrecycling?  

Prof. Dr. Rasmus C. Beck (Duisburg Business & Innovation): Ich versuche, es noch 
einmal pointiert zusammenzubringen. Erstens geht die Pipeline der aktuell bzw. per-
spektivisch vermarktbaren Flächen gerade in den urbanen Ballungsgebieten nahe 
Null. Es geht dabei nicht nur um Kenngrößen: Diese Flächen sollten zusammenhän-
gen und Planungsrecht haben. Sie sind aber teilweise sehr klein.  

Eine Großansiedlung wie die von Tesla in Deutschland, wäre in den Ballungsgebieten 
in Nordrhein-Westfalen meiner Ansicht nach nicht ohne Weiteres darstellbar, zumin-
dest nicht ohne eine massive Beschleunigung, weil die Investoren, wie ich vorhin 
sagte, immer nur sehr kurze Zeitfenster haben, um sich für eine Fläche im Wettbewerb 
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mit anderen zu entscheiden. Andere, eher ländliche Bundesländer sind da besser auf-
gestellt, weil sie über Flächen verfügen. 

Zweitens können wir – auch das wurde vorhin angesprochen – unter anderem auf-
grund der Dekarbonisierung und gerade im industriellen Bereich erwarten, dass der 
öffentlichen Hand weitere Flächen in den Schoß fallen. Diese Flächen werden vorge-
nutzt, letztendlich aber auch wichtig sein, um eine wirtschaftliche Entwicklung in den 
Städten zu gewährleisten. 

Das geschieht nicht nur in großen Städten. Die können es vielleicht noch irgendwie 
schultern, obwohl auch das jetzt schwieriger wird. Grund- und Gewerbesteuer, also 
kommunale Einnahmen sinken überall, und es ist eine freiwillige Aufgabe. Im ländli-
chen Raum wird das jedoch fast unmöglich sein, weil es gerade für den Erwerb von 
Flächen kein Förderinstrument gibt, das regelmäßig und planbar zur Verfügung steht. 
Damit wird die Schaffung von Arbeitsplätzen und die Möglichkeit für Unternehmen, im 
Bestand dort weiter zu wachsen, wo sie seit Jahren vor Ort waren, eingeschränkt.  

Ich gehe von einem wachsenden Flächenpotenzial aus, das planerisch gesichert sein 
kann, aber keine oder nur eine sehr geringe Vermarktungsaussicht hat. Insofern ist die 
Frage, inwiefern die öffentliche Hand, auf welcher Ebene auch immer, Eigentümer 
werden kann, was ich soeben angeregt habe, zwar maßgeblich, sie war bisher jedoch 
immer nur im Einzelfall und in der jeweiligen Konstellation vor Ort zu beantworten. 
Nach meinen Erfahrungen zum Beispiel aus dem Grundstücksfonds heraus kann dies 
wieder stärker in ein strukturpolitisches Instrument, also in eine Regelmäßigkeit, über-
führt werden. Im Moment gibt es das so aber nicht mehr. 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: René, hast du noch eine Frage? 

René Schneider (SPD): Das war ein sehr schönes Schlusswort! 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Ja, das finde ich auch. Ich danke allen sehr herzlich. – 
Wir werden das Protokoll abwarten und das Thema dann noch einmal im Ausschuss 
diskutieren. Ich möchte mich noch einmal bei allen bedanken, auch bei allen Kollegen 
und Kolleginnen, und wünsche Ihnen einen guten Heimweg. Ich hoffe, dass Sie durch die 
Winterlandschaft dort draußen gut nach Hause kommen. Diese Sitzung ist geschlossen. 

gez. Dr. Patricia Peill 
Vorsitzende 

Anlage 
09.02.2026/12.02.2026 
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